
v r 22 v G

v

v

Vierreljährlicher Abonnements Preis Jnſerate für den Courier werden an9 afür Halle und unſere unmittelbaren C r C 0 n r 1 e Jn Leipzis in der
22 e reſp. Buchhandlung von H. Kirchner

Abnehmer: 22/2 Sgr. Durch die reſp D 0 Univerſitätsſtraße, Sewandhaus Nr.

Poſt Anſtalten überall nur
26 Sgr.

Halliſche
für Stadt

Jn der Expedition des Couriers.

Jn Magdeburg in der Creutz
ſchen Buchhandlung, Breite

weg Ro. 156.

Zeitung
und Land.

Redakteur Dr. Schadeberg.

Deutſchland.
Halle, d. 22. März. Von allen Seiten laufen die Nach-

richten ein, daß Emiſſäre eingetroffen ſind oder eintreffen wer
den, Deutſchland von Neuem zu revolutioniren und die untern
Klaſſen gegen die obern, die Arbeiter gegen die Arbeitgeber und
gegen die Wohlhabenden aufzureizen. Wahr oder nicht wahr,
die Thatſache ſteht feſt, daß es zum Verderben Deutſchlands
eine Partei giebt, die, um die Unhaltbarkeit ihrer Gründe, ih-
rer Einſicht und ihrer Stellung zu verbergen, um die Gunſt
der niedern Volksklaſſen buhlt, und ein Mittel zur Erreichung
ihrer Zwecke darin findet, daß ſie den Reichthum und die
Kapitalien als die blutigen Despoten darſtellt, wo-
durch die Arbeit und der Arbeiter unterdrückt, oder wie „Ci-
tronen ausgepreßt“ werden. Ein reichhaltiges Thema zu wohl
feilem Wortgepränge für wühleriſche Demagogen. Die aufrei-
zenden Reden, von denen Zeitungen, Broſchüren erfuüllt ſind
und von denen die Saäle der Vereine und der Parlamente wie-
derhallen, fangen ſchon an, ihre Früchte zu tragen. Wir ha-
ben gehoört, zu welchen Exceſſen es in Berlin und mehreren an-
dern Orten gekommen iſt. Soll ein ſo unſaubrer Geiſt auch
in dieſem Jahre wieder um ſich greifen ſollen die rechtlichen
und geſetzlichen Zuſtände des Vaterlandes von Neuem dem ver-
derblichſten Terrorismus der Maſſen und ihrer ſchlechtunterrich-
teten, revolutionaären Führer unterworfen werden Wird ſich,
wenn dieſer Geiſt des Verraths an den edelſten und heiligſten
Beſitzthümern der Menſchheit ſich zu erheben drohte, auch in
dieſem Jahre des politiſchen Kummers über die fehlgeſchlagenen
Hoffnungen Deutſchlands das einſichtsvolle Bürgerthum feig
zurückziehen und durch ſeine Muthloſigkeit die Meuterei groß-
ziehen, wie es an ſo vielen Orten faſt durch ganz Deutſchland
im vorigen Jahre geſchehen Gewiß nicht. Der erſte Sturm,
die erſte Gefahr iſt beſtanden. Die Erfahrung hat beide Theile
gewitzigt und Verſtändigung vorbereitet. Manche Theile der
niedern Arbeiter leiden. Wir erkennen dies an, wir haben ein
Herz für dieſe Leiden und wir haben unſere Anſichten nicht
verfehlt ſchon zu jener Zeit, wo ein gewiſſer Muth dazu gehorte,
die Wahrheit zu reden, zu einer Zeit, wo diejenigen, welche
ſich jetzt auf den Schild der Arbeiter heben laſſen mochten, ih-
nen aus ihrer ſtolzen und vornehmen Zuruückgezogenheit mit Na

Halle, Donnerstag den 22. März
Hierzu eine Beilage.

poleon zuriefen: Voilà les crapeaux! Auch der Arbeiter lernt
begreifen, daß er der erſte iſt, den die Ungunſt der Zeit, die
Störung der Geſetzlichkeit und der Ordnung trifft. Fur ihn hat
das vergangene Jahr eine herbe Erfahrung gebracht. Man
wollte in kurzſichtiger Haſt für Jedermann die Hoöhe des Loh-
nes beſtimmen. Man hat ſich bemüht, mit der Natur in Wi-
derſtreit zu treten. Was iſt der Erfolg geweſen Die Natur, dieſes
ewige Muſterbild fur das Wahre und Richtige, hat die Widerſtre
benden der Thorheit bezuchtigt. Sie ſagte uns ihren alten Spruch:
die Arbeit ſei frei und finde ihren gerechten Lohn, der Fleißige und
Tüchtige wie der Faule und Untüchtige, Jeder nach dem Maße
ſeiner Leiſtung. Und in der That glaube man nicht, in andrer
Weiſe auf die Dauer den Lohn feſtſtellen zu können. Man
glaube nicht, daß nach beſtimmten Dingen, die von dem Ver
haltniß des Angebots und der Nachfrage verſchieden ſind, z. B.
nach der Hoöhe der Getreidepreiſe der Arbeitslohn ſich richte.
Nach Dieterici koſtete 1805 der Scheffel Roggen in Berlin
4 Thlr., und das Tagelohn eines Handarbeiters bei Bauten
betrug 7 Sgr. während 1845 der Roggen 12/ Thtr. koſtete,
und das Tagelohn deſſelben Handarbeiters 12 Sgr. betrug.
Jn den Zeiten der Ruhe und Ordnung iſt es naturgemäß im-
mer nur die freie Konkurrenz, die auch den Arbeitslohn regu-
lirt. Läßt man die freie Geſtaltung der Verhältniſſe nur wal-
ten, ſo wird der tüchtige Arbeiter, der viel ſchafft, vom Herrn
auch immer gut bezahlt werden, denn der Herr hat bei dem
fleißigen, tüchtigen Arbeiter bei gutem Lohn mehr Vortheil, als
bei ſchlechter Bezahlung des ſchlechten Arbeiters. Aber, ſagt
Dieterici mit dem vollſten Rechte, der Staat ſorge, daß der
fleißige und tüchtige Arbeiter, der ordentlich, mäßig, ſparſam
iſt, das, was er eruübrigt, auch ſicher erhalten könne. Es ſei
Ordnung es walte das Geſetz, es werde Eigenthum, auch das
kleinſte geſchützt. Darin, daß der Fleißige Eigenthum
erwerbe, liegt der höchſte Reiz zur Arbeit. Und je-
der Fleißige, er müßte denn ganz und gar gottverlaſſen ſein, je
der ordentliche und ſparſame Mann wird auch als Tageloöhner
etwas erübrigen können, wenn er nach dem Sprichwort han-
delt: „JJunges Blut, ſpar dein Gut, Armuth im Alter wehe
thut.“ Erleichtert nur den Erwerb und die Eigenthumsverlei
hungen für kleinen Beſitz auf dem Lande neben dem großen.
Ihr macht viel glückliche kleine Eigenthümer. Sorgt, daß die
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leinen Kapitalien ſich mehren ſorgt, daß die großen Kapita-
lien als Eigenthum geſchutzt werden! Wenn der Boden fleißig
beſtellt wird wenn er viel mehr als früher einträgt, was an
ders iſt es, als in den Boden niedergelegter menſchlicher Fleiß,
zu Kapital gewordne menſchliche Arbeit, welche Früchte trägt
Sparen und Vorrath ſammeln iſt der Anfang aller Civiliſation,
je mehr Kapital ſich ſammelt, um ſo reicher wird der Einzelne,
wird die Nation. Man kann nicht von einer Erndte zur andern
kommen, wenn nicht Vorrath geſammelt iſt. Der Wilde lebt
elend, der täglich ſeine Nahrung ſich ſuchen das Thier erlegen
muß, von dem er leben will. Der Beginn aller Kultur, der
Ackerbau ſetzt Sammeln von Vorrath voraus. Ebenſo iſt
Sammeln von Kapital, von den Fruüchten menſchlichen Fleißes,
der Weg des Fortſchritts fur alle Civiliſation, allen National-
wohlſtand. Schon das kleine Kapital vermittelt die Moglichkeit,
das noöthige Jnventar, die nöthigen Werkzeuge ſich anzuſchaffen.
Je mehr aber Kapital ſich ſammelt, je ſichrer es dem Beſitzer
Zinſen bringt und zunimmt, um ſo mehr kann die Nation
durch ihren Fleiß erwerben, um ſo großartiger werden die Ma-
ſchinen, die Hilfen der menſchlichen Arbeit. Ein Spinnrad,
eine Handmühle erfordern wenig Verlagſchaft, hauft ſich
das Kapital, wird der Wind, wird die Waſſerkraft benutzt,
der Bach des Thales wird unterthan dem Menſchen, das
Waſſer muß die Räder treiben und das ſonſt wilde Ge-
waſſer wird die Lebensader der induſtriellen Kraft des gan-
zen Thales, und wo nur ein Paar Fiſcher ihr elendes Daſein
friſteten, finden Hunderte in fleißiger Arbeit ein gedeihliches
Auskommen. Samnmelt ſich das Kapital noch mehr, ſo wird
die Dampfmaſchine errichtet, eine einzige erſetzt 10, 20, 50,
100, 200 Pferde und mehr. Auf menſchliche Arbeit berechnet
arbeiten Englands Dampfmaſchinen ſo viel als 6--7 Millionen
Menſchen vermöchten. Welch eine Vermehrung der Thätigkeit,
wie iſt die Dampfmaſchine, dieſes Depot menſchlichen Erfindungs-
geiſtes, wie iſt doch das Kapital die Seele aller Jnduſtrie! Jn
Frankreich verrichten die Dampfmaſchinen die Arbeit von unge-
fähr 4—— 5 Millionen Menſchen, im Preußiſchen vielleicht von
1 12 Mill. Menſchen. Ohne Kapital konnten wir keinen
Kaffee trinken, uns nicht in baumwollene Kleider kleiden.
Schiffe ſind nothig, die Rohſtoffe herbei zu holen. Ein Schiff
iſt ein Kapital von mindeſtens 12000 Thlr. und viel mehr
wenn es eine ſtarke Dampfkraft treibt. Und ſoll die Jnduſtrie
ſich recht beleben, ſoll der Handel recht blühen, ſoll es viel, ſehr
viel Arbeit geben, wollen die Arbeiter ein reiches Lohn verdie-
nen, ſo ſind große, viele große Kapitalien nöthig neben den
vielen kleinen. Ein Kaufmann, der nicht uüber viele Tauſende
von Thalern gebietet, kann kein Schiff ausruſten, keine größere
Spekulation unternehmen. Ein Fabrikant, der kein Geld hatr,
kann keine Zuckerſiederei, keine Wagenfabrik anlegen, kann den
Hunderten von arbeitsfähigen Maännern und Frauen keine Arbeit
und keinen Lohn ſchaffen. Eine Baumwollſpinnerei koſtet mehr
als hunderttauſend Thaler, eine Flachsſpinnerei eine Viertel-
million. Wenn in der Nation keine großen Kapitalien vorhan
den ſind, können ſolche Unternehmungen gar nicht zu Stande
kommen. Und gar eine Eiſenbahn! Die Meile koſtet hundert-
tauſend bis zu einer Million Thaler. Treten nicht durch Aktien,
durch Aſſociation viele Kapitaliſten zuſammen es müßte die
kleinſte Eiſenbahn ungebaut bleiben. Wollt ihr euch klar machen,
welche Bedeutung das Kapital hat, wie mit dem Fortſchritt der
Nation mehr Kapitalien entſtehen und wachſen, ſo vergleicht die
Zuſtände roherer Völker mit denen der gebildeten. Der Wilde
hat kein Eigenthum, er jagt das Thier in der Wüſte; fangt er
endlich an, den Boden zu bebauen, ſo hat er die wilde Erde,
den rohen Boden, nutzlos ſind ihm Waſſer und Bache als freie
Naturkräfte; er erbaut ſich eine traurige Hütte, eine ſchmale,

gefahrvolle Barke, unwegſam iſt ſein Land, iſt ſein Wald; ſelbſt
in Braſilien, wo in Urwaldern das koſtbarſte Schiffs und
Bauholz wachſt, kann man nicht hinein in den wildverwachſenen
Wald, das Holz nicht faällen, und Holz aus den Oſtſeehafen iſt
ein willkommener Einfuhrartikel in Rio Janeiro. Wie ganz
anders uüberall in den gebildeten Staaten! Selbſt das Wild
wird geſchont und iſt wie Eigenthum in den Jagdrevieren. Der
Boden iſt Jahrhunderte bebaut, wie viel Kapital iſt in die
Erde gelegt, in die Abzugsgraäben, in die Meliorationen des
Grundbeſitzes! Welch ein Kapital ſind die Hausthiere die
Pferde, das Rindvieh, die Schafe? Die Naturkrafte ſind
benutzt. Arbeit hat ſie in Kapital verwandelt. Die Waſ-
ſerkraft iſt eigen geworden dem Herrn. Sie hat viel Werth,
ſie wird mit bezahlt! Mühlen gehen, eine Maſſe von Maſchi-
nen und Werkzeugen erleichtern die Arbeit. Statt der Hutten
und Barken feſte Hauſer und Schiffe! Und ſtatt der unweg-
ſamen Wildniß geebnete Wege, Chauſſeen durch weite Strecken,
durch einen ganzen Welttheil; ſtatt des wilden Stromes der
ſchiffbare Fluß, neben ihm und zur Verbindung entfernter
Flüſſe koſtbare, kunſtliche Kanaäle. Der Dampf wirkt und ar
beitet in Fabriken, auf Flüſſen, auf dem Meere! Welch ein
Leben! Leben der Geſittung, der menſchlichen Schoöpfungs-
kraft! Welch ein Arbeiten, welch ein Kapital von Arbeit in
den Maſchinen in den Dampfapparaten! Welch ein Kapital
in den Eiſenwegen! Große Waarenvorrathe ſind angehauft in
Lagern und Magazinen. Die Schatze des Wiſſens und der
Kunſt ſind geſammelt in den Bibliotheken und Kunſtkabi-
netten. Vorſtellungen, Begriffe, Kenntniſſe Geiſtiges wird
Kapital, iſt Kapital! Ein Geſchaft von ordentlichen Leuten
in demſelben Lokal ſeit lange gut betrieben erweckt Vertrauen,
iſt Geldeswerth, wird bezahlt, iſt Kapital. Der Kaufmann
rechnet die Kundſchaft als Gegenſtand des Werthes. Der Na-
turfonds im Menſchen iſt Kapital! Der wilde Sohn der Na
tur hat rohe Koörperkraft, hat Liſt, Verſchlagenheit. Jn der
gebildeten Welt tritt Geſchicklichkeit ein. Was iſt es, womit
der Arzt, der Advokat 8 10,000 Thlr. jährlich erwirbt, was
anders als das Kapital in Kenntniſſen, die er geſammelt, in
der Bildung, dem Talent des Geiſtes und in der Erfahrung,
das die reichen Zinſen trägt O! ſchont, ſchont des Kapitals!
Haltet es hoch im Werthe! Sorgt, daß kleines und großes
Kapital in der Nation erhalten und vermehrt werde. Alle ha-
ben Gewinn davon. Ohne Kapital keine Lebensgenuüſſe, auch
für den Niedrigſten nicht. Kapital vernichten, gegen das Ka-
pital anſtreben, heißt den Arzt zur Thür hinaus werfen der
die Krankheit heilen kann, heißt den Verband von den Wun-
den reißen, der vor Verblutung ſchützt, heißt der Armuth die
Thore offnen, heißt zur Barbarei zurückkehren. Kapital ſam-
meln iſt der Weg zur Bildung, die Bedingung der Bildung.
Giebt es keine Kapitaliſten, von denen einer oder der andre
1000 Thlr. für ein Gemälde zahlen kann, kann kein Maler
beſtehen und der weniger Bemittelte ſein Zimmer nicht mit
kleinerem Kunſtwerk zieren. Wie ganz anders ſieht es doch
aus mit Hausgeräth, Kleidung und dem, was zum Leben ge
hört gegen das, was vor 50 Jahren da war! Bis in die
kleinſte Hütte hinab hat ſich die Welt zum Beſſern umgeſtal-
tet durch ihre Arbeit, durch die Arbeit der Kapitalien.
Und unmittelbar im eignen Erwerben gewinnt gerade der Ar-
beiter, der kleine Mann, der Mann von der „Mannesnah-
rung und der Mann von der „Kapitalkraft in ſeiner Hand“
am Meiſten durch Anſammeln der Kapitalien. Sind große
Kapitalien in der Nation, ſo entſtehen großartige Unterneh
mungen, bei denen das kleine Kapital ſich betheiligen und
Zinſen bringen kann.
zig nicht

Der Getreidehandel konnte in Dan-
betrieben werden, wenn nicht einzelne große
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Handlungshäuſer die Geſchäfte führten. Unſre Wollgeſchafte
mit der davon abhängigen Schaafzucht gedeihen nur, ſeit das
Kapital dem Woillgeſchaäfte zu Hülfe gekommen iſt. Kleine
Handwerker, Schuhmacher, Schneider, ja oft geringe Hand-
arbeiter, die 100 Thlr. und mehr ſich erſpart haben, geben ihr
Geld dem Kaufmann zum Großhandel zur Theilnahme an der
Ausrüſtung eines Schiffes oder zum Aufbau einer Fabrik, um
für ihr kleines Kapital guten Gewinn zu ziehen. Waren nicht
ſo große Baumwollſpinnereien in Lankaſhire, ſo könnten die
Maſchinenbauer, vor denen viele nur kleine Theile der Maſchine
arbeiten, nicht beſtehen. Jm Kreiſe Solingen leben viele Korb-
macher von dem Verfertigen der Köörbe, in denen die Eiſen-
und Stahlarbeiten, die Meſſer für die Zuckerplantagen nach
Amerika verſchickt werden. Welche Maſſe von Gewerben findet
bei den Zuckerſiedereien in und um Magdeburg Arbeit und Ge-
winn! Große Kapitalanwendungen, große Fabrikanlagen geben
zu einer Menge von Nebengewerben Gelegenheit. Manche Be-
dürfniſſe könnte der arme Mann gar nicht befriedigen, wenn
nicht Kapitalien da wären, der Fabrikation einen großartigen
Umſchwung zu geben. Vor 300 Jahren koſtete das Paar baum-
wollener Strümpfe 13 Thlr. jetzt 5 Sgr.! Alle Gewebe, al
les, was wegen unbegrenzter Vermehrung des Verbrauchs im
mer größern Verbrauch gewinnen kann, iſt nur durch Fabrika-
tion in ſolchen Maſſen und ſo wohlfeil zu ſchaffen daß auch
der Aermſte davon Gebrauch machen kann. Darin aber beſteht
der wahre Nationalwohlſtand, daß Alle nach dem Maße ihrer
Kraft und ihres Beitrags an den Lebensgenuſſen Theil haben,
ſie befriedigen können. Stets finden mehr Arbeiter lohnende
Arbeit, wo große und viele Fabriken in einem Lande vorhan-
den ſind, wo die Nation ihr Kapital in großen Unternehmun-
gen niederlegt und mitarbeiten läßt. Denn das Kapital iſt
nichts als geſparte Arbeit, nichts als das Schwungrad, in wel
chem ſich die überſchüſſige Kraft anſammelt, um die Faulpunkte,
die Widerſtande zu uberwinden und dem ganzen Maſchinenbe-
trieb Regelmätzigkeit zu geben. Greift in die Speichen dieſes
Schwungrades es wird mit furchtbarer Gewalt zertrümmert,
aber ihr ſeid die Erſten die dieſe furchtbare Naturkraft des Ka
pitals zermalmt. Und ihr unglücklichen oder leichtſinnigen Tho
ren, die ihr dem Volke von der Feindſchaft zwiſchen dem Kapi-
tal und der Arbeit, zwiſchen dem Reichthum und dem Proleta
riat vorpredigt bedenkt, daß ihr in eurem eignen Fleiſche
wühlt, daß ihr an Stelle der Ordnung Anarchie, an Stelle des
Fleißes die Verzweiflung der Arbeiter ſetzet.

Dies als Antwort auf eine Zuſchrift, mit der uns ein eh-
renwerther Freund von der demokratiſchen Farbe aus Thürin-
gen beehrt hat und worin er uns tadelt, daß wir uns der gro-
ßen Jnduſtrie, namentlich zunächſt der Runkelrübenzuckerfabri-
kation ſo kräftig angenommen hatten.

Berlin, d. 19. März. Der 18. März iſt ungefeiert und
ruhig vorubergegangen. Daß die Behörden an einem ſolchen
Tage ihre Aufmerkſamkeit verſcharften, lag in der Nalur der
Sache aber die demokratiſche Partei muß es für gut befunden
haben, jeden Eklat und jede Demonſtration bei ihrem Anbhange
ſtrenge zu unterſagen. Geſtern und heute ſieht man nur hier
und da junge Leute mit der deutſchen Kokarde und Trauerflb-
ren an den Hüten. Auf den Straßen war es ruhig, ja faſt
ruhiger als ſonſt. Konſtabler ſah man oft und zahlreich, und
die Anhaufung von Menſchen, die jede Verhaftung ſofort her-
vorrief, zeugte von der reizbaren Stimmung der Bevölkerung.
Aus einigen Häuſern hingen deutſche Fahnen aus, wurden aber
bald wieder eingezogen. Am Landsberger Thore, in deſſen Nähe
der Friedrichshain liegt, waren ſtarke Truppenabtheilungen po-
ſtirt, die ſtets von Tauſenden umgeben wurden. Aber zu Ex-
zeſſen kam es nicht und ein ſchuchterner Verſuch zum Bau

einer Barrikade, die bald wieder abgetragen wurde, verdient
kaum der Erwahnung. Auf den Grabern des Friedrichshains
waren zahlloſe Gruppen verſammelt. Daß es in einer Stadt
wie Berlin an einem ſolchen Tage nicht ohne kleine Reibungen
und Gewaltthätigkeit abgehen kann, läßt ſich denken. Es wird
verſichert, daß ein Konſtabler erheblich verwundet worden und
ein Offizier ſogar das Signal zur Charge gegeben habe. (O. R.)

Berlin, d. 20. März. Das Juſtiz-Miniſterial Blatt
enthält den Allerhöchſten Erlaß vom 13. Febr. 1849, die An
rechnung des Dienſtes bei dem Kampfe des Jahres 1848 im
Großherzogthum Poſen, als Kriegsjahr bei Penſionirungen be
treffend. (Militair-Penſions-Reglement vom 13. Juni 1825 8.)

„„Jch genehmige mit Bezug auf den H. 8 des Militair- Penſions
Reglements vom 13. Juni 1825, daß der Kampf des Jahres 1848 im
Großherzogthum Poſen zur Unterdrückung der daſelbſt ausgebrochenen Jn
ſurrection, den an Gefechten betheiligt geweſenen Perſonen bei Berech-
nung der Dienſtzeit als ein Kriegsjahr in Anrechnung kommen ſoll. Das
Staats Miniſterium hat hiernach das Weitere zu verfügen.

Charlottenburg, den 13. Februar 1849.
(gez.) Friedrich Wilhelm.

(gegengez.) Graf von Brandenburg. von Ladenberg. von
Manteuffel. von Strotha. Rintelen.

von der Heydt.
Für den Finanz- Miniſter

Kühne.
An das Staats-Miniſterium.

Vorſtehender Allerhöchſter Erlaß wird hierdurch den ſämmtlichen Ge
richtsbehörden zur Nachachtung bekannt gemacht.

Berlin, den 8. März 1849. Der Juſtiz- Miniſter
Rintelen.“

Wie wir höören, wird zwar mit der Mobilmachung der für
die Herzogthümer beſtimmten dieſſeitigen Truppen fortgefahren,
der Abmarſch derſelben aber einſtweilen ausgeſetzt bleiben. Auch
wird die von Seiten Daänemarks angekündigte Blokade
der ſchleswig holſteiniſchen Haäfen, wenn auch dem Wortlaut
nach noch nicht zuruckgenommen, doch nicht zur Ausführung
kommen. Man kann daraus auf eine vorlaufige Verlänge-
rung des Waffenſtillſtandes ſchließen dem hoffentlich ein dauern-

der Friede folgen wird. (D. R.)
Dresden, d. 17. März. Jn der heutigen Sitzung der

zweiten Kammer kam zur Berathung der Antrag von Bött-
cher und Genoſſen, „iim Verein mit der erſten Kammer ſich
dahin zu erklären, daß die Staatsregierung verfaſſungsmaäßig
ohne Genehmigung der Kammern der etwanigen Anordnung
der proviſoriſchen Centralgewalt für Deutſchland auf Verwen-
dung ſächſiſcher Truppen zum Kriege gegen Dänemark nicht
Folge leiſten, noch den Einmarſch nichtſächſiſcher Truppen in
Sachſen dulden könne.“ Es wurde darüber lange hin und her
geredet, wie gewöhnlich nach der Weiſe klingender Schellen. Der
„unvermeidliche“ Tzſchirner, einer der leerſten Schwatzer, die
je auf einer Tribüne geſtanden, bemerkte, mit dem Dekret über
die Centralgewalt habe man die Kammer mit ſcheinbarer Be-
geiſterung uüberrumpelt, es könne daher verfaſſungsmaßig nicht
gelten. Ein ſolches Anerkenntniß der Eentralgewalt dürfe nicht
faktiſch, ſondern müſſe geſetzlich erfolgen. Der daniſche Krieg
ſei aber nicht im Jntereſſe des Volkes, er ſei nur ein Masken
ſpiel, der Friede ſei vielleicht ſchon geſchloſſen. Das Volk in
Schleswig gefalle nicht, man wolle vielmehr Schleswig als Da-
nemark in Belagerungszuſtand verſetzen. Wenn die Freiheit
wirklich in Gefahr ſei, dann möge man die Landeskinder her
geben, aber nicht für Fürſtenintereſſen. Einen Einmarſch frem
der Truppen habe die Centralgewalt auch nicht ohne Weiteres
zu verfügen, die Regierung ſei ermachtigt, Erklärungen gegen
die Centralgewalt zu machen. Man habe mit der Eentralge
walt gedroht, einem ſolchen Popanze werde man aber ſeine
Ueberzeugung nicht opfern. Wenn eine Kammeraufloöſung er
folgen ſolle, ſo möge an das Volk appellirt werden, dieſes möge

Graf von Bülow.
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ausſprechen, ob es ſeinen Vextretern oder den Fürſten mehr
Vertrauen ſchenke. Der erſte Theil des Antrags wurde nach
einer eindringlichen Rede des Staatsminiſters v. Beuſt mit 40
gegen 24 Stimmen abgeworfen, der zweite Theil dagegen mit
58 gegen 6 Stimmen angenommen.

München, d. 16. März. Das Kommando des nach
Schleswig-Holſtein beſtimmten baieriſch-ſaächſiſchen Armee Corps
hat der Prinz Eduard von Sachſen Altenburg, Bruder Jhrer
Majfeſtat der Königin Thereſe von Baiern, erhalten. Der
tapfere Oberſt Lieutenant v. d. Tann, Adjutant Sr. Majeſtät
des Köönigs, der im vorigen Jahr das bekannte Freicorps be-
fehligte, iſt Chef des Generalſtabs des genannten Armee-Corps.
Ein anderer der baieriſchen Offiziere, die vergangenen Sommer
in Schleswig fochten, der Hauptmann Aldoſſer vom General
Quartiermeiſterſtab, iſt dem Genalmajor von Schmalz zugetheilt,
der die baieriſche Brigade kommandirt.

München, d. 16. März. Die Münchener Ztg.
enthält nachſtehende Erklärung der Königlich baieriſchen Re
gierung zu den von der deutſchen National- Verſammlung
in erſter Leſung angenommenen Abſchnitten des Verfaſſungs-
Entwurfs

Die Königlich baieriſche Regierung hat in der unter dem 16. dieſes
übergebenen Note ihre Bereitwilligkeit, ja noch mehr ihre volle Zuſtim-
mung zu dem angebahnten Weg der Verſtändigung über die zeitgemäße
Umbildung der deutſchen Verfaſſung ausgeſprochen und in der Löſung
dieſer Aufgabe nicht nur diejenige erkannt, deren Wichtigkeit keine andere
gleichkomme, ſondern von welcher die Stärke und Wohlfahrt des geſamm-
ten deutſchen Vaterlandes und aller ſeiner einzelnen Theile, ſo wie auch
die Zukunft und der Friede Europa's, weſentlich bedingt ſei. Sie hat ſich
damals unter Anführung einiger allgemeinen Haupt-Anfſichten, an welchen
ſie unverändert feſthält, vorbehalten, ihre Erinnerungen zu dieſem Zwecke
ſchleunigſt nach Frankfurt gelangen zu laſſen, und entſpricht der eingegan
genen Verbindlichkeit durch gegenwärtige Erklärung.

J. Allgemeine Bemerkungen.
Um die Anfichten der einzelnen Beſtimmungen des Verfaſſungs-Ent-

wurfs zu begründen, iſt wohl vor Allem die Feſtſtellung der Grundlagen
unerläßlich, auf welchen der neue Verfaſſungsbau fich erheben ſoll. Dieſe
Grundlagen aber ſind nach der Ueberzeugung der Königlich baieriſchen
Regierung nur in folgenden Punkten zu finden. I. Das neue Verfaſ-
ſungsband muß alle Theile Deutſchlands in gleichmäßiger Weiſe um-
ſchlingen. Die Lostrennung einzelner Theile aus dem bisherigen Ge
ſammtverbande oder die Verſetzung derſelben in eine Sonderſtellung würde
mit dem vorgeſetzten Zwecke der feſteren Einigung und größeren Kräfti-
gung Deutſchlands in unausgleichbarem Widerſpruche ſtehen. II. Es
muß eine Reichsgewalt gebildet werden ausgeſtattet mit der nöthigen
Macht, um Deutſchland nach Außen mit Würde zu vertreten und ſeine
allgemeinen Jntereſſen nach Jnnen mit Nachdruck zu wahren und zu för-
dern. Aber in einem Geſammtſtaate, unter deſſen Mitgliedern zwei
europäiſche Großmächte und vier andere Königreiche fich befinden ſtellt
fich die Uebertragung der oberſten Reichsgewalt an ein einheitliches Ober
haupt als eine politiſche Unmöglichkeit dar, und es iſt hier nur die Bil-
dung eines Kollektiv- Oberhauptes, oder mit anderen Worten eines
Reichs Direktoriums ausführbar, und zwar eines Direktoriums, in
welchem Oeſterreich eben ſo ſeine Stelle einnehmen würde als die übri
gen Glieder des Bundes nach Maßgabe ihres Belanges darin Antheil zu
finden hätten. Jn dem Direktorium wären alle Beſchlüſſe nach Stim
menmehrheit zu faſſen und daneben Vorſorge zu treffen, damit nicht
die Thatkraft deſſelben durch die an Jnſtructions Erholungen gewöhnlich
ſich knüpfenden Zögerungen gelähmt werde. III. Dem deutſchen Volke
muß durch eine aus geſetzlich feſtgeſtellten Wahlen hervorgehende Volks
vertretung, durch ein Volkshaus, und daneben durch die Bildung eines
die ſtaatlichen Verhältniſſe wahrenden Staatenhauſes, Theilnahme an
der Beſorgung der gemeinſamen Angelegenheiten des geſammten deutſchen
Vaterlandes geſichert werden. IV. Wahrend auf der einen Seite in
dem Machtkreis der Reichsgewalt alle jene Zuſtändigkeiten zu legen ſind,
welche zur Erfüllung der unter Ziffer II. bezeichneten Aufgaben erforder
ich erſcheinen, ſollen auf der anderen Seite die Zuſtändigkeiten der ein

zelnen Staaten nicht weiter beſchränkt werden als der oben erwähnte
Zweck ſolches gebietet, denn nicht die Bildung eines Einheitsſtaa-
tes, in welchem die Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit der einzelnen
Staaten aufzugehen hätte, ſondern die Einigung dieſer Staaten zu
einem lebenskräftigen organiſchen Ganzen, in welchem den einzelnen
Gliedern die zur Ordnung ihrer eigenen beſonderen Angelegenheiten er-
forderliche freie Bewegung und das Recht der Selbſtregierung erhalten

und gefichert werde, inſoweit nicht der Geſammtzweck deſſen Beſchränkung
erheiſcht, ſoll durch die neue Verfaſſung angeſtrebt werden. V. End-
lich werden in der deutſchen Verfaſſung auch jene Freiheiten und Retche
zu bezeichnen ſein, welche allen Deutſchen gewährt werden ſollen, ohne
jedoch dieſen Rechten und Freiheiten eine Ausdehnung zu geben, welche
von einzelnen deutſchen Volksſtämmen das Opfer von Jntereſſen und Ein
richtungen forderte, deren Fortbeſtand mit der Macht und Wohlfahrt des
Geſammtvaterlandes nicht unvereinbar iſt. Denn die Verletzung ſolcher
Jntereſſen und die Vernichtung derartiger Einrichtungen würde die Macht
und Wohlfahrt des Ganzen nicht fördern vielmehr ſchwächen und beein-
trächtigen.

II. Spezielle Bemerkungen.
Geht man von den eben bezeichneten Grundlagen zur näheren Prü-

fung des aus der erſten Leſung hervorgegangenen Verfaſſungs Entwurfs
über ſo ergeben ſich nachſtehende Bedenken

J. Thee l.
Das Reich und die Reichsgewalt.

1) Die 2 und 3 würden Oeſterreich zum Austritte aus dem
engeren deutſchen Verbande nöthigen und anderweitige Verwickelun-
gen herbeiführen daher iſt ihre angemeſſene Beſeitigung im Jntereſſe
des Geſammt Vaterlandes unerläßlich. 2) Bezüglich der 69. 7 und 8
wäre um ſo mehr eine Verſtändigung und Abänderung nothwendig, als
es fich in denſelben nur um Feſtſtellung des Prinzips handeln dürfte,
nach welchem der Reichsgewalt die Vertretung des Geſammtſtaates mit
dem Auslande, unbeſchadet der damit nicht in Widerſpruch tretenden
Ausnahmeberechtigungen, da, wo ſolche nothwendig erſcheinen ſollten, zu
ſteht. 3) Der zweite Abſatz des H. 9 wäre in nachſtehender Weiſe zu
faſſen: „ihre Befugniß zu Verträgen mit nichtdeutſchen Regierungen be
ſchränkt ſich auf Gegenſtände welche nicht der Zuſtändigkeit der Reichsge-
walt zugewieſen ſind.“ 4) Die Beſtimmung des 15 über die Verpflich
tung der deutſchen Truppen dürften ſpezieller Vereinbarung vorbehalten
bleiben. 5) Der H. 18 wäre zu ſtreichen. Die Beſtimmungen der noch
in Kraft beſtehenden deutſchen Reichs- Verfaſſung haben ſich in der Erfah
rung als vollkommen ausreichend erwieſen. 6) Der Reichsgewalt ſoll die
Oberaufficht über alle dem allgemeinen deutſchen Verkehr dienenden
Anſtalten, die Sorge für die Förderung dieſes allgemeinen Ver-
kehrs und für die Entfernung ſeiner Hemmniſſe, dann die Erlaſſung
der dafür erforderlichen Geſetze und Anordnungen übertragen werden.
Aber die Beſtimmungen der H. 25, 27, 29, 30 und 32 geben den des-
fallſigen Zuſtändigkeiten der Reichsgewalt eine durch den Zweck keinesweges
geforderte und zum Einheitsſtaate führende Ausdehnung. Es wird dem
nach der Verſtändigung vorbehalten, dieſelben entweder ganz zu beſeitigen,
oder auf einen richtigeren Standpunkt zurückzuführen. 7) Daß das deut-
ſche Reich ein Zoll und Handelsgebiet bilde und daß auch für außer
deutſche Theile und Landestheile der Anſchluß an das deutſche Zollgebiet
mittelſt beſonderer Verträge vorbehalten bleibe, iſt eine Grundbedingung
des Aufbluhens deutſchen Gewerbfleißes und Handels. Daher muß auch
der Reichsgewalt die Geſetzgebung und Oberaufficht über Alles, was zur
Ordnung des geſammten deutſchen Zollweſens erforderlich iſt, zuſtehen.
Aber daß der Reichsgewalt auch die Anordnung gemeinſchaftlicher Pro-
duktions- und Verbrauchsſteuern, die Beſtimmung ſolcher Steuern, welche
gemeinſchaftlich ſein ſollen, ja ſogar die Feſtſetzung der Gegenſtände, auf
welche die einzelnen Staaten Productions- und Verbrauchsſteuern für
Rechnung des Staates oder einzelner Gemeinden legen dürfen, zuſtehen
ſoll, dies greift wohl zu tief in die Rechte und in den finanziellen Haus
halt der Einzelſtaaten ein. Unſtreitig muß bezüglich der in den einzelnen
Staaten zur Erhebung kommenden Productions und Verbrauchs-
ſteuern den allgemeinen Jntereſſen und Anforderungen des deutſchen
Gewerbfleißes und Handels Rechnung getragen werden, wie ſolches
auch in dem beſtehenden Zoll Vereine längſt anerkannt und zur Gel-
tung gebracht worden iſt. Jn H. 33, im erſten Abſatze, hätten die
Worte: „mit Wegfall aller Binnenzölle wegzubleiben, inſofern
hierunter auch die im Zollvereine beſtehenden Uebergangsabgaben verſtan-
den werden, da dieſelben zur Aufrechthaltung der den Einzelſtaaten zuſte
henden Geſetzgebung über innere Productions- und Verbrauchsſteuern und
der Einnahmequellen hieraus nicht zu entbehren ſind. Auch die H. 34
und 37 gehen weiter, als der bezeichnete Zweck erfordert, denn entweder
ſoll dadurch der Reichsgewalt das Recht eingeräumt werden, neben den
in den Einzelſtaaten zur Erhebung kommenden Productions und Ver-
brauchsſteuern neue für Rechnung des deutſchen Reichs einzuführen, und
dann wäre dadurch die gänzliche Zerrüttung des Finanzweſens der Einzel-
ſtaaten angebahnt, weil unmöglich in einem und demſelben Staate zwei
verſchiedene Finanzweſen und Finanzgewalten neben einander beſtehen kön-
nen oder es ſoll der Reichsgewalt die Befugniß beigelegt werden, ein-
zelne von den in den verſchiedenen Einzelſtaaten bereits beſtehenden Pro
ductions- und Verbrauchsſteuern für die Deckung der Reichsausgaben an
ſich zu ziehen und zu gemeinſchaftlichen zu erklären, und dann iſt nicht
nur die nothwendige Gleichheit der Belaſtung aller deutſchen Volksſtämme
für die Geſammt Ausgabe aufs höchſte gefährdet, ſondern auch der Son



derhaushalt der Einzelſtaaten durch den entſtehenden Ausfall mit den
ſchwerſten Verwickelungen bedroht. Auch die Beſtimmung des H. 35, wel
cher die Reichsgewalt ermächtigt, aus dem Ertrage der Zölle einen be
ſtimmten Theil nach Maßgabe des Budgets für die Ausgaben des Reiches
hinwegzunehmen und den Ueberreſt an die einzelnen Staaten zu verthei
len, geht zu weit. Es genügt, daß die Reichs Ausgaben nach einem
gleichheitlichen feſt zu beſtimmenden Maßſtabe auf die Einzelſtaaten ver
theilt und für die rechtzeitige Einzahlung der Matrikular Beiträge Vor
ſorge getroffen werden. Die Erhebung und Ablieferung dieſer Beiträge
iſt ſodann Sache der Einzelſtaaten. 8) Die Beſtimmungen des 38
werden auf die allgemeine deutſche Schifffahrt und den allgemeinen deut-
ſchen Handel zu beſchränken, im 39 aber der Reichsgewalt die Befug
niß zur Ertheilung von Erfindungs-Patenten, wenigſtens nicht
ausſchließlich, beizulegen ſein. Weit zweckmäßiger dürfte es ſein, wenn
die Grundſätze, nach welchen bei der Ertheilung der Erfindungs oder
Einführungs Patente zu verfahren, für ganz Deutſchland gleichförmig
feſtgeſetzt, hiernach aber die Ertheilung der Patente den Einzelſtaaten
überlaſſen und dieſen Patenten, bei Erfüllung beſtimmter Formen allge
meine Gültigkeit zugeſtanden würde. 9) Auch die in den H. 40, 41 und
42 enthaltenen Beſtimmungen ſcheinen zu weit zu gehen. Wenn der deut
ſchen Reichsgewalt die Befugniß übertragen wird: a) die Geſetzgebung
und Oberaufſicht über die Einheit und das Jneinandergreifen des Poſt
weſens im deutſchen Reiche zu üben b) allgemeine Poſtverträge mit aus
wärtigen Poſtverwaltungen zu ſchließen ſo dürfte hierin ſchon das Genü-
gende zur Erzielung einer gleichheitlichen Ueberwachung des Poſtweſens
liegen. 10) Die Einführung eines gleichen Münzſyſtems für ganz Deutſch
land iſt gewiß eine der wichtigſten Aufgaben der Reichsgewalt. Wenn
aber im H. 44 unter der Gleichheit des Münzſyſtems auch die Gleichheit
der Münz-Einheiten und ihrer Unter Abtheilungen verſtanden werden
wollte, ſo wären hierdurch die Jntereſſen der Einzelſtaaten aufs Aeußerſte
und ohne zureichenden Grund gefährdet. Eben ſo wenig möchte zu recht-
fertigen ſein, wenn durch das einzuführende gleiche Maß und Gewicht
Syſtem der Fortgebrauch des in Einzelſtaaten hergebrachten Maß und Ge
wichtSyſtems gänzlich und zwangsweiſe ausgeſchloſſen werden wollte. Daß
die Bedürfniſſe des Verkehrs, weder in Anſehung des MünzSyſtems, noch
in Bezug auf Maß und Gewicht, Anordnungen der ſo eben als höchſt be
denklich bezeichneten Art erheiſchen, dafür geben die im Zollvereine darüber
geſchloſſenen Conventionen genugſame Belege. Jn 46 würde die Feſtſtellung
genügen daß der Reichsgewalt das Recht zuſtehe, über das Bankweſen
und das Ausgeben von Papiergeld die Ober Aufficht zu führen und allge-
meine Geſetze deshalb zu erlaſſen. Eben ſo wäre in H. 47 der ganz un
beſtimmt gefaßte Ausdruck „von Reichs wegen“ zu entfernen und eine an
dere Faſſung dafür anzunehmen. 11) Ueber die gegen die Auflegung und
Erhebung von Reichs Steuern ſich darbietenden Bedenken iſt ſchon oben
unter Ziffer 7 das Erforderliche bemerkt, hiernach dürfte H. 49 abzuän-
dern ſein. 12) Die Ertheilung der geſetzlichen Normen für den Erwerb
und Verluſt des Staatsbürger-Rechts in den Einzelſtaaten muß dieſen vor
behalten bleiben, weil hieran der Genuß von Sonderrechten geknüpft iſt.
Aus dieſem Geſichtspunkte wird eine Modiſikation des H. 52 nicht zu um-
gehen ſein. Auch H. 56 ſcheint nicht hinreichend motivirt zu ſein, da nach
ſeiner allgemeinen Faſſung die geſammte Geſundheits Polizei der Einzel-
ſtaaten in das Bereich der Reichsgewalt gezogen werden könnte. Es wird
genügen, wenn der Reichsgewalt vorbehalten wird, im Jntereſſe des Ge
ſammtwohls, allgemeine Maßregeln zur Abhaltung von Krankheiten von
den Gränzen Deutſchlands anzuordnen. 13) H. 58 in dem Schlußſatze
giebt der Reichs Geſetzgebung eine Ausdehnung, welche das Recht der
Selbſtgeſetzgebung der Einzelſtaaten mit Vernichtung bedroht. Denn wenn
die Reichsgewalt befugt iſt, in allen Fällen, wo ſie für das Geſammt Jn-
tereſſe Deutſchlands die Begründungen gemeinſamer Einrichtungen und
Maßregeln für nothwendig erachtet, das Recht der Geſetzgebung über die
Einzelſtaaten auszudehnen, ſo kann von Unabhängigkeit und Selbſt
ſtändigkeit nicht mehr die Sprache ſein. Dieſe Unabhängigkeit und
Selbſtſtändigkeit kann nur durch die Anerkennung des Grundſatzes gewahrt
werden daß den Einzelſtaaten die geſetzgebende Gewalt über alle Gegen
ſtände zuſtehe, welche nicht ausdrücklich der Reichs Geſetzgebung vorbehal
ten ſind. Weshalb auf Wegfall des Schlußſatzes angetragen wird.

II. Theil.Der Reichstag.
a) Bei der Vertheilung der Mitglieder, aus welchen das Staatenhaus

gebildet werden ſoll, ſind die ſüddeutſchen Staaten gegenüber den norddeut-
ſchen auffallend benachtheiligt. Denn es würden dieſelben nach H. 3 ſelbſt
mit Einſchluß von Heſſen Darmſtadt und Naſſau von 176 Stimmen nur
80 erhalten während 96 auf Norddeutſchland fielen. Dieſes Mißverhält-
niß wird entweder durch Vermehrung der von Süddeutſchland zu ſtellenden
oder durch Verminderung der Norddeutſchland zugetheilten Mitgliederzahl
ausgeglichen werden müſſen. b) Jm H. 9 wird beizuſetzen ſein daß die
austretenden Mitglieder wieder erwählt werden dürfen. c) Der H. 19 Ziffer 2
und 4 dürfte nach den oben unter J. 7 und 11 gemachten Erinnerungen
zu modifiziren ſein. Nicht minder wird die Beſtimmung des H. 19 a.,
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Ziffer 6 noch in nähere Erwägung zu nehmen ſein, nach welcher dastenhaus nur Erinnerungen und Ausſtellungen le de re Spe

W veſrgt er du n ſe ſo mehr, als das Staatenhaus ge
mäß H. 4 zur Hälfte durch die Volksvertretung der Einzel iBaden on g zelſtaaten gebildet

III. Theil.Das ReichsOberhaupt und der Reichs-Rath.
Was hierüber in den h. 116 des Entwurfs beſtimmt wird, bedarf

nach den im Eingange der gegenwärtigen Erklärung in Anſpruch genom
menen Grundlagen der künftigen Reichs Verfaſſung gänzlicher Umarbei
tung; und es würde insbeſondere der von dem Reichs Rathe handelnde
Abſchnitt im Falle der Bildung einer kollektiven Reichsgewalt hinwegzu-
fallen haben,

Frankfurt a. M., d. 19. März. Die preußiſche
Circularnote vom 10. März iſt ganz in dem von der koöönig-
lichen Regierung durch die Note vom 23. Januar verkuündig-
ten Syſteme. Preußen beharrt auf dem Bundesſtaat, wunſcht
aber Verſtändigung mit Oeſterreich, wie mit den übrigen
Furſten. Die öſterreichiſche Regierung hat in der bekannten
Note vom 27. Februar ihre Anſicht in der Oberhauptsfrage
ausgeſprochen, und damit Anlaß zur Verhandlung gegeben.
Die preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, ſich über den
Vorſchlag zu äußern, und ladet die anderen Regierungen zu
gleichmäßigem Verfahren ein. Von dem Jnhalte der neuen
öſterreichiſchen Note vom 9. Maärz wußte man zur Zeit der
Abfaſſung des preußiſchen Circulars vom 10. März in Berlin
kein Wort am 9. erſt iſt die Thatſache der Octroyirung der
öſterreichiſchen Verfaſſung telegraphiſch nach Berlin gelangt,
und hat darum in der bereits beſchloſſenen, unter dem Da-
tum vom 10. März ausgefertigten Circularnote natürlich keine
Beruckſichtiguug finden können. Die Schluſſe, welche mit
großer Befliſſenheit aus dieſer letzten gezogen werden, um ein
Schwanken in der Politik damit zu erweiſen, entbehren mit
hin aller und jeder Grundlage. Preußen beharrt nach wie
vor auf dem Bundesſtaate im Gegenſatze zum Staatenbunde,
und wird mit Freuden die Hand dazu bieten, daß dieſer
Bundesſtaat mit Oeſterreich in ein Staatenbundverhältniß
trete. Dabei kann natürlich nur das eigene Verlangen
Oeſterreichs den Anhalt geben. Deutſchland muß ſich conſti
tuiren wie Oeſterreich ſich bereits conſtituirt hat, damit ein
Vergleich unter gleich berechtigten Theilen geſchloſſen werden

könne. (OPA.-Ztg.)Der Wortlaut dieſes „Circulars an die koönigl. preußiſchen
Miſſionen bei den deutſchen Regierungen“ iſt folgender:

„Die k. k. öſterreichiſche Regierung hat durch ihren Geſandten am
hieſigen Hofe die Vorſchläge mitgetheilt, welche ſie durch Jnſtruction
an ihren Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen Centralgewalt vom
27. v. M. in Betreff der Bildung einer oberſten Eentralexecutivgewalt
in der deutſchen Bundesverfaſſung in Form eines Directoriums hat
nach Frankfurt gelangen laſſen. Es gereicht der königlichen Regierung
zur großen Befriedigung daß damit nun auch Oeſterreich den von
uns vorgeſchlagenen Weg der Verſtändigung in Frankfurt betreten hat.
Wir haben uns daher auch nur mit Vergnügen bereit erklären können,
dieſe Vorſchläge einer reiflichen Erwägung zu unterziehen und der
königliche Bevollmächtigte in Frankfurt wiro mit hinreichenden Jn
ſtructionen verſehen werden, um in die Beſprechungen und Berathun
gen über dieſelben in Frankfurt eintreten zu können, von welchen wir
die Hoffnung hegen dürfen, daß ſie zu dem immer von uns angeſtreb
ten Ziele der Verſtändigung unter den Regierungen und mit der Na
tionalverſammlung führen werden. Wir zweifeln nicht, daß auch die
übrigen deutſchen Regierungen, denen die öſterreichiſchen Vorſchläge in
zwiſchen, ſei es direct, ſei es durch ihre Bevollmächtigten bekannt ge
worden ſein werden, zu einem gleichen Verfahren bereit ſeien. Jch
erſuche daher Ew. 2c., der Regierung, bei welcher Sie accreditirt ſind,
den Wunſch des königlichen Kabinets auszudrücken daß dieſelbe bald
möglichſt ihrem Bevollmächtigten in Frankfurt die nöthigen Jnſtructio-
nen ertheilen wolle, um an den Berathungen über jene Vorſchläge auf
eine den dortigen Anſichten entſprechende Weiſe Theil nehmen zu kön
nen. Berlin, den 10. März 1849. (gez.) Graf Arnim.“

Nach Briefen, welche der heutige Courier einem gro-
ßen hieſigen Handlungshauſe aus Mailand und Turin, vom
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14. d. M., gebracht, ſind alle piemonteſiſche Truppen bis
an die Grenze der Lombardei vorgeſchoben worden. Die
Verbindung zwiſchen dieſem Königreiche und Piemont iſt
ſelbſt fur Briefe gänzlich abgeſchnitten, was als das Vor-
ſpiel der Wiedereröffnung der Feindſeligkeiten angeſehen wer-
den Vemerhafen d. 16. März. Heute früh kam die erſte
der drei großen Dampffregatten von Liverpool hier an, die für
die deutſche Flotte angekauft ſind. Es iſt ein ausgezeichnet
ſchönes und ſtarkes Schiff von 440 Pferdekraft, das mit drei
68pfündigen Bombenkanonen und ſechs 32Pfundern bewaffnet

n ſoll.r d. 18. März. Sehr ernſthaft ſind die Nachrich-
ten, die aus den ſudſlaviſchen Provinzen uber die Aufnahme,
welche die oktroyirte Verfaſſung daſelbſt gefunden, einlaufen.
Alle Berichte ſtimmen überein, daß die neue Verfaſſung in al
len Theilen der ſuüdſlaviſchen Provinzen in Kroatien, Slavo
nien, wie in der neuen ſerbiſchen Woywodſchaft, die bitterſte
Stimmung rege gemacht hat; alle ſüdſlaviſchen Organe ohne
Ausnahme wiederhallen von Vorwurfen und Anklagen der Cen-
tral- Regierung. Dieſes iſt alſo der Dank, ſagen ſie, für die
unſäglichen Opfer, die wir der Erhaltung und Wiederherſtellung
Oeſterreichs gebracht, daß man uns mit einer Verfaſſung be
ſchenkt, die uns, anſtatt unſere Wünſche und die ſo oft uns
gemachten Verheißungen zu erfüllen, noch das nimmt, was wir
hatten? Nicht nur, daß die Militairgränze nach wie vor aus-
ſchließlich zu militairiſchen Zwecken des Staates verwendet wer
den und ihre reine militairiſche Organiſation behalten ſoll, nicht
nur, daß die Anerkennung der Selbſtſtändigkeit der ſerbiſchen
Woywodſchaft umgangen und mehr als je zweifelhaft wurde,
beſchneidet man noch Kroatien und Slavonien ihre von jeher
behauptete Provinzial Autonomie. Anſtatt einer Foöderativver
faſſung, in der wir allein unſere nationalen und provinzialen
Intereſſen gegenuber dem Deutſchthum wie dem Magyaren
thume gewahrt ſehen konnten, hat man über uns ein Eentra-
liſationsnetz geworfen, das jede freie Entwicklung erſtickt. Wenn
wir durch unſere Opfer nichts Anderes erreicht haben ſollen,
als daß wir zum deutſchen Central Miniſterium in Wien in
demſelben Verhaltniſſe ſtehen, als fruüher zum ungariſchen Mi-
niſterium in Peſth, dann iſt's Schade um das Blut, das wir
für unſere Befreiung aus der magyariſchen Knechtſchaft ver
ſpritzt. So lauten die Tone, die aus Südſlavien herüber ſchal
len. Sie ſehen, die immer wachſende Oppoſition in jenen Pro-
vinzen iſt endlich zum Ausbruche gekommen. Noch bewegt ſie
ſich auf dem geſetzlichen Boden, auf dem Boden der Debatte,
und Gott behüte uns davor, daß ſie einen anderen Boden be
trete. Jn dem Augenblicke, wo der Krieg in Jtalien von
Neuem ausbricht, wo der Kampf in Ungarn in eine immer
unabſehbare Länge ſich hinauszieht, wo neue ernſte Verwicke
lungen mit Deutſchland und Preußen drohen, würde eine Er-
hebung der ſuüdſlaviſchen Provinzen von den unberechenbarſten
Folgen ſein. Der Regierung würde dann wohl kein anderes
Mittel übrig ſein, als ſich offen in Rußlands Arme zu werfen
die Hunderttauſende Ruſſen, die an der Granze rufgewartig
ſtehen würden einrucken und die Revolution bewältigen, aber
als Gegendienſt wurde Rußland die Donau Provinzen, und
mit ihnen Oeſterreichs Zukunft nehmen. (D. R.)

Jtalien.
Neapel, d. 5. März. Das Ultimatum, welches der

König an die Sicilianer unterm 28. v. M. erlaſſen hat, ver
ſpricht ihnen eine Verfaſſung auf den Grundlagen der Con
ſtitution von 1812, die vor Juni d. J, verkündet werden
ſoll. Die hauptſächlichſten Beſtimmungen dieſer neuen Ver-

faſſungen ſind: Die Staats- Religion iſt mit Ausſchluß je
der anderen die katholiſche; die perſönliche Freiheit iſt ga-
rantirt: Niemand darf anders als nach der geſetzlich vorge
ſchriebenen Form verhaftet oder gerichtlich verfolgt werden
Keiner iſt gezwungen ſein Eigenthum anders als zum Nutzen
des Staats und gegen vorherige Entſchädigung abzutreten;
Preßfreiheit mit Repreſſivgeſetzen iſt zugeſichert Sicilien bil-
det einen Theil des Köönigsreichs der beiden Sicilien und
wird als conſtitutionelle Monarchie regiert. Der Konig uübt
allein durch verantwortliche Miniſter die vollziehende Gewalt
aus, die geſetzgebende dagegen in Gemeinſchaft mit den Kam-
mern, die er zuſammenberuft, vertagt und aufloöſt. Wenn
der König nicht in Sicilien reſidirt, erſetzt ihn ein Vice Koö
nig. Jn ſeiner Umgebung befindet ſich beſtändig ein mit den
ſicilianiſchen Angelegenheiten beauftragter Miniſter. Alle
Staatsbeamte ſind Sicilianer, von den Miniſtern ſind nur
die beiden des Kriegs und der Marine der Centralregierung
vorbehalten. Sicilien hat ein beſonderes Budget von 3 Mil-
lionen Dukati jährlich. Außerdem entſchädigt es Neapel fur
die durch die Ereigniſſe von 1848 und 1849 veranlaßten
Rüſtungen mit 590,000 Unzen. Die Volksvertretung beſteht
aus zwei Kammern, einer auf Lebenszeit von dem Koönig er-
nannten Pairskammer und einer Volkskammer. Um an der
Wahl zu letzterer Theil nehmen zu kounnen, muß man ein
Einkommen von 300 Unzen und in Palermo von 500 Unzen
haben derſelbe Cenſus iſt zur Wahlbarkeit erforderlich.
Wenn die Sicilianer auf dieſe Anerbietungen nicht eingehen,
ſo werden ſie als nicht geſchehen betrachtet. Zwiſchen den
Admiralen Frankreichs und Englands, welche das Ultimatum
vermittelt haben, und dem König herrſcht noch eine Mei-
nungsverſchiedenheit über die zu ertheilende Amneſtie. Er-
ſtere verlangen eine unbeſchränkte, Letzterer will wenigſtens
30 der Hauptanfuührer des Aufſtandes auf ein Jahr von der
Juſel entfernt wiſſen. Wenn die Sicilianer die Anerbietun-
gen annehmen, ſo wird wahrſcheinlich Furſt Caſſaro Vice-
König werden.

Die Londoner Times hat Berichte von Neapel vom
6. Mäaärz, wonach die Admirale nach einer Unterredung mit
dem Könige in der Nacht des 4. mit ihrem Geſchwader nach
Palermo abgefahren waren. Man will daraus ſchließen, daß
der Koönig in die Modificationen der Bedingungen an die
Sicilianer, die den Admiralen bedenklich ſchienen eingewil-
ligt habe, beſonders in Betreff der Amneſtiefrage. Man
glaubte daß im Fall der Annahme der Friedensbedingungen
der ſicilianiſche Furſt Caſſaro, der ſehr populair iſt, zum
Vice- König ernannt werden wurde. Derſelbe Korreſpon-
dent der Times deutet an, daß König Ferdinand im Kir-
chenſtaate interveniren wolle, ſobald die ſiclianiſche Frage ge-
ſchlichtet ware. Dabei geht er von der Vorausſetzung aus,
daß die Oeſterreicher bereits in den Kirchenſtaat und Toskang
eingeruckt ſeien.

Frankreich.
Paris d. 17. März. Die „Preſſe“ hofft noch immer

daß Sardinien und Oeſterreich, da ſie die engliſch-franzoſiſche
Vermittelung einmal angenommen, die Feindſeligkeiten nicht
eher beginnen würden, als bis England und Frankreich erklärt
hatten, daß ihre Vermittelung zu keinem Ziele kommen koönne.
Gegenwaärtig werde von den beiden Regierungen noch ein letzter
Verſuch gemacht, den König Albert den nachtheiligen Einflüſ-
ſen, welche ihn zum Kriege drängten, zu entziehen, und Herr
Drouyn de Lhuys habe einen Diplomaten in außerordentlicher
Miſſion an den König von Sardinien geſchickt, um ihn von
ſeinem gefährlichen Unterfangen abzumahnen. Noch energiſcher



habe ſich das engliſche Kabinet ausgeſprochen, das den turiner
Hof fur alle durch die Wiederaufnahme des Kriegs entſtehende
Verwickelungen in den Angelegenheiten Jtaliens verantwortlich
mache. Hinſichtlich der römiſchen Frage theilt die „Preſſe“ mit,
daß das Prinzip der durch Pius IX. von Frankreich, Oeſter
reich, Spanien und Neapel geforderten Jntervention anerkannt
ſei, und daß es ſich nur noch um die Art der Ausführung
handle. Um dieſe nach dem Wunſche des Papſtes einzurichten,
ſeien die Vertreter der genannten Machte in Gaeta mit offener
Vollmacht verſehen. England werde der Jntervention durch das
Erſcheinen ſeiner Flotte vor Civitavecchia ſeine moraliſche Unter-
ſtutzung verleihen.
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Vereinigte Gemeinde.
Heute Abend 7 Uhr Gemeinde- Verſammlung im Kirchenlokale.

Fonds- und Geld-Cours.
Berlin den 20. März.

Zf. Brief. Geld. Zf. Brief. Geld.
Pr. Freiw. Anl. 5 1008/, 100 Pomm. Pfndbr. 3/, 92 92
St. Schuldſch. 3/, 787 78 K. u. Nm. do. 3 93 92
Seeh. Pr. Sch. Schlefiſche do. 3
Kur u. Neum. do. Lit. B. ga-Schuldverſchr. 3 S rant. do.Brl. Stadt-Obl. 5 98 Pr. Bk.A.Sch. 87
do. do. hWſtpr. Pfandbr. 31 852 FFriedrichsd'or 137 13

Großh. Poſ. do. 4 96 And. Goldm. a.
do. do. 3 81 S 5 122 12,Oſtpr. Pfandbr. 3 Disconto

Eiſenbahn-Aetien.
Stamm Zf. Prioritäts- f.Actien. Actien.Brl. Anh. Lit. Berl. -Anhalt 3 87 G.A. B. 4 74 B. 73 G. do. Hambg. 91 B.do. Hamb. 4 51 G. do. II. Serie

do. St.Star.! 4 85 B. do. Potsd.-M. 4 83 B.
do. Potsd.M. 4 53 bz do. do. 5 948/, B.
MagdHlbſt. 4 108! B do. Stettiner 5 102 G.
do. Leipziger 4 S Mgd. Leipz. b SHalle Thür. 4 48 G. B. Halle Thür. 86 B.
Cöln Mind. 31/,74/, à bz. Cöln Mind. 92 B.
do. Aachen 4 48 B. Rh.v. St. gar. 271
Bonn Cöln 5 102 G. d. 1.Priorität 4 S
Düſſeld.-Elf. 4 S do. St. Pr. 4 SSteel. Vohw. 4 36 B. Düſſeld.Elf. 4
Nſchl.-Märk.31/,718/, B. G. Nſchl.-Märk. 4 85 à bz.
do. Zweigbhn. 4 do. do. 5 B.Obſchl. I. A. 31/,/91 B. do. III. Serie 93 B.do. Lit B. 31 91 B. do. Z3wgbhn. 4
Coſel-Oderb. 4 S do. do. 5 80 B.Bresl. Freib. 4 S Oberſchl. 4KrakObſchl. 4 38 B. Krak.Obſchl. 4 71 B.
Berg. Märk. 4 55 B. CoſelOderb. 5
Starg. Poſ. 31/,70 B. 698/, G. Steel.eVohw. 5 88/, G.
Brieg-Neiſſe 4 S do. II. Serie 5 80 G.
Mgd.-Wittb. 4 S Brsl.Freib. 4 aBerg. -Märk. 4 (971 B. 97 G.

Quitt.- B. ectien.Aach.eMaſtr. Leipz.Dresd. 4
Ludw. Bexb. 4Ausl. Qb. 21 u 1 66 8.Peſth. 26 Fl. 4 KielAlt. Sp. 4 rFr.-W.Ndb. 4 34/, à 33/, bz. u. G. Amſt. R. Fl. 4 34 B. 338/, G.

(Mcklb. Thir.

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

Magdeburg, den 20. März. (Nach Wispeln.)

Weizen 44 6560 Gerſte 20 22Roggen c 26 Hafer 13 15
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Berlin den 20. März.
Weizen nach Qualität 54—-58
Roggen loco 25--26

pr. Frühjahr 82pfd. 24 Br., 23, verk.', 23 G.
Mai/ Juni 24 Br. 24 G.
Juni Juli 258 Br., 257, verk.

Juli /Auguſt 268/, Br. 267, G.
Gerſte, große, loco 2223

kleine 19-21
Hafer loco nach Qualität 14—16

pr. Frühjahr 48pfd. 131 Br.
Rüböl loco 14 4 bz. u. G.

pr. März 14 bz. u. Br.
März /April 14 bz. u. Br. 1314 G.
April Mai 14 Br. 1311 G.
Mai/ Juni 13 Br. 138/, G.
Juni/ Juli 13/, Br., 132/, G.
Juli Auguſt 132, Br., 137, G.
Aug. Sept. 137/ Br. 137, G.
Sept. Oct. 13 bz. u. Br.
Octbr./ Novbr. 13 Br. 13 G.

Leinöl loco 11 bz.
Lieferung pr. April Mai 107/,, à

Spiritus loco ohne Faß 148/, verk.
pr. März 15 Br.
pr. Frühjahr 15 Br. 15 G.
Mai/ Juni 158, Br. 15 G.
Juni Juli 16 bz. u. Br.

Wafſerſtand der Saale bei Halle
am 20. März Abends 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 6 Zoll.
am 21. März Morgens 6 Uhr am Unterpegel 7 Fuß 6 Zoll.

waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 20. März Nr. 0 und Zoll.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 20. bis 21. März

Jm Kronprinzen Hr. Profeſſor Berghaus a. Potsdam. Die Hrrnu.
Kaufl. Meyerheim a. Berlin, Jäger a. Vlotho, Röhrig a. Bens
hauſen. Hr. Direktor Haaſe a. Magdeburg. Hr. Kunſthdlr. Wend
ler a. München.

Stadt Zürich Hr. Partik. v. Gräfe a. Berlin. Hr. Schiffsbaumſtr.
Schüler a. Stettin. Hr. Gutsbeſ. Gersdorf a. Teetz. Hr. Bergbeam
ter Müller a. Eisleben. Die Hrrn. Kaufl. Wieſe a. Bremen, Schaum

burg a. Dingelſtedt, Holſtein a. Braunſchweig.
Goldnen Ring: Hr. Hüttenmeiſter Zimmermann u. Hr. Faktor Zim

mermann a. Rothenburg. Hr. Gutsbeſ. Schöning a. Quenſtedt, Korf
a. Himerode.

Engliſcher Hof: Hr. Berg Expectant Sello u. Hr. Kaufm. Chelker
a. Berlin. Hr. Kaufm. Bertram a. Magdeburg. Hr. OLGuſſeſſor
Schröder a. Beeskow.

Goldnen Löwen: Die Hrrn. Kaufl. Jäkel a. Magdeburg Geinitz a.
Jena. Hr. Dr. Jutten a. Dresden. Hr. Aufſeher Stöber u. Hr.
Maſchinenbauer Schleiner a. Berlin.

Stadt Hamburg Hr. Fabrik. Franz a. Frankfurt. Die Hrrnu. Kaufl.
Piſtorius a. Magdeburg, Steinmetz a. Arnsberg. Hr. Gutsbeſ.
Kreuſau a. Schwerin. Hr. Rittergutsbeſ. v. Hauenſtein a. Rügen.

Schwarzen Bär: Hr. Oekon. Kühne a. Rumpin. Hr. Modelleur
Stegner a. Warmbrunn. Hr. Kaufm. Böttcher a. Braunſchweig.

Goldne Kugel: Die Hrru. Pferdehdlr. Becker u. Putze a. Buttſtedt.
Die Hrrn. Kaufl. Eichapfel a. Weißenfels, Fiſcher a. Oresden. Hr.
Dr. med. Franke a. Gießen.

Zur Eiſenbahn: Hr. Major Beyer m. Sohn a. Berlin. z Die Hrru.
Kaufl. John u. Semer a. Frankfurt, Radecke a. Braunſchweig. Hr.
Dr. med. Salle a. Dresden.

Theater Nachricht.
Jn den nächſten Tagen wird zum Beſten des Tenoriſten

Herrn Kuhn, Aubers allgemein beliebte Oper „Fra Dia-
volo“ in Scene geſetzt. Das Publikum hat die lebensfriſchen
Darſtellungen des eben ſo fleißigen als talentvollen
Künſtlers ſtets mit dem allgemeinſten und wohlverdien-
ten Beifalle ausgezeichnet. Die Halleſchen Kunſtfreunde, wel
che wahres Verdienſt und ehren werthes Streben immer
freudig und dauernd anerkennen, werden gewiß Herrn
Kuhns Benefiz- Vorſtellung recht zahlreich beſuchen.

G. Nauenburg.
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Bekanntmachungen.
Zweiter offner Brief Was konnte Siean den Bürgermeiſter Herrn Prater in Bibra.

Motto Sei bereit zu hören, und antworte
was recht iſt.

Herr Bürgermeiſter!

Wenn wir unter dem 16. Februar e. einen offenen Brief
an Sie erließen, ſiehe Beilage zu Nr. 42. des Halleſchen
Couriers und Halleſche Demokrat. Zeitung Nr 42. ſo hat-
ten wir noch die Meinung, daß Ehrenſache Jhnen wie uns

Wir glaubten, Sie würden zur Beant-
wortung jener von Jhnen uns abgezwungenen Mittheilung und
Frage denſelben Muth haben, den Sie gehabt haben muüſſen,
fünf Wahl und Ehrenmänner in ihrem guten Recht zu ver bitteru

Sie ſchwiegen, ſchweigen, wärtig ſo ſehr

nicht gleichgiltig ſei.

letzen, resp. zu verdächtigen.
und enttäuſchen uns. Entmuthigen
uns damit nicht am allerwenigſten erwarten, daß wir gleich

(Sir. 5, 13.)

berechtigen, mit Entrü-
ſtung und Angeſichts Mehrerer, in öoffentlicher
Schenkſtube 14/15 der hieſigen Einwohner für
Unvernünftige zu erklären?

2) Welche Vernunftgründe hatten Sie für die
an demſelben Orte ausgeſprochene Behaup-
tung, daß jene Stadtverordneten, welche den
Pächter c. angenommen, Ochſen wären?

Noch konnten dergleichen inhaltſchwere Fragen Jhnen ſo
manche vorgelegt werden; indeß für den Weiſen iſt dieſes
Fragenpaar genug und mehr denn überzeugend, daß Sie Be
amtengewiſſenhaftigkeit und Humanität hier wie dort verletzt,
mit ſolchen diktatoriſchen Ausſpruchen Unzufriedenheit und Er-
bitterung erzeugt, ſomit aber Konflikte in dem gegen-

bedrückten und verrufenen!?
aber können Sie Städtchen Bibra zwiſchen ſich ſelbſt und der Bürgerſchaft her

giltig Jhr Stillſchweigen hinnehmen und daſſelbe nicht viel- ſind!?!
mehr als eine dringende Aufforderung für Weiteres an

Darum dieſen zweiten offenen Brief an Sie;ſehen ſollten.
mit welchem wir Jhnen weder weh'
Buſchritter und Splitterrichter überzeugen
nen, ſondern lediglich der Wahrheit die
endlich und hauptſächlich der öffentlichen Meinung für einen
unparteiiſchen Richterſpruch die nöthigen Argumente überlie-
fern wollen. Jm Verfolg dieſer unſerer
nen Aeußerung ſchuldigen Zweckerreichung
frühere Handlungsweiſe (in den Frühlingsmonaten 1848) zu
rückgehen und Sie ganz ergebenſt wiederholt fragen

thun, noch liebloſe Ob, wann und

bei geführt haben, welche ſchmerzlich und folgeſchwer
Leſen Sie gefälligſt Sprüche Salomon. 17,

27. für Jhre Ueberzeugung, daſelbſt Kap. 12, V. 17. aber
zu unſerer Rechtfertigung in beiden Stellen alinea 1.

wie Sie dieſen Brief zu beantworten ge
und für uns gewin- denken, kann diesmal geehrteſter Herr Bürgermeiſter
Ehre geben, ſo wie aus ſehr einleuchtenden Gründen, fur uns nicht Ge-

Ehre und abgegebe- ſern Wiſſen.
müſſen wir auf Jhre

Brutſchke.

genſtand beſonderer Erwähnung ſein (Sir. 20, V. 5.)
darum ganz nach Jhrer Bequemlichkeit und nach Jhrem beſ-

Es zeichnen ergebenſt
Bibra, den 14. März 1849.

Döring. Herhold. Kirſten. Wötzel.
Auction. Mittwoch d. 28. März e. Ein Oekonomie-Verwalter, der ſoeben
und den folgenden Tag, von Vormittags ſeine Militairpflicht geleiſtet, ſucht eine
9 Uhr an, ſollen in der Scheune des Hof- anderweitige Stelle als Verwalter, und
rath Schwabe in der großen Petersgaſſe kann derſelbe ſofort oder zu Oſtern antre-
allhier verſchiedenes Hausgeräthe, Meubles,
Bilder in Rahmen, Bücher, Rheinwein
in Flaſchen, leere Weinfaſſer, 4 in gu-
tem Zuſtande befindliche Kutſchwagen, ein
Schlitten Kutſchzeug auf 2 Pferde, me-
tallene Schlittengeläute, Reit und Fahr
ſattel, ein Ackerwagen und einige Wagen- unter beſcheidenen Anſprüchen ein Unter-

ten. Frankirte Adreſſen mit O. P. M. wird
Herr Robert Lehmann in Halle
weiter befoördern.

ne de f
Ein junges Mädchen anſtändiger Fa-

milie aus der Umgegend von Halle ſucht

kommen und hält ſich noch einige Tageräader, ferner Heu, Stroh, Kartoffeln, e haltBretter und hre Andere meiſtbietend bier auf; desfallſige gütige Offerten wer-

verkauft werden.
Das Verzeichniß der zu verkaufenden

Gegenſtände kann einige Tage zuvor ein-
geſehen werden.

Eisleben, d. 16. März 1849.
Melcher,

Auctionator.

Ein reinliches fleißiges Mädchen findet
zum 1. April einen guten Dienſt in Mit-
reuter's Garten.

Eine verſchließbare Marktbude iſt zu
verkaufen Markt Nr. 940.

Stadt Theater in Halle.
Freitag den 23. März. Zum Benefiz für

Herrn Kuhn: Fra Diavolo, ro
mantiſche Oper in 3 Akten von Auber.

den entgegengenommen große Ulrichsſtra-
ße Nr. 49 beim Tiſchlermeiſter Louis
Capſon.

m—2-— S SS hAllen, welche ſich uns als
Freunde bewieſen haben, ſagen
bei ihrem Umzuge von hier nach
Apolda, um freundliches

Wilhelm Preißer
nebſt Frau.

20. Maärz 1849.
Eckardtsberga, den

Eine Wirthſchafterin von geſetzten Jah
ren, die hinſichtlich ihrer Tüchtigkeit und
Sittlichkeit ſich genügend auszuweiſen ver
mag, wird zu Johannis e. auf ein Gut
bei Bitterfeld geſucht. Hauptbedin-
gung iſt die Führung der Viehwirthſchaft
und des Molkenweſens. Frankirte Adr.
mit St. A. bezeichnet befördert die Expe-
dition des Couriers.

Am 14. d. M. Abends iſt von der gro
ßen Ulrichsſtraße bis in den Stadt-Schieß-
graben ein großes ſchwarzes, mit bunten
Blumen durchwirktes Umſchlagetuch verlo
ren oder in einer Droſchke liegen geblie
ben. Dem ehrlichen Finder wird bei Ab-
gabe große Ulrichsſtraße Nr. 5 bei Händ-
ler eine gute Belohnung zugeſichert.

rer

FamilienNachrichten.
Todes- Anzeige.

Nach Gottes unerforſchlichem Rath ent-
ſchlief heute früh 128 Uhr unſere innig
geliebte Tochter und Schweſter Clara
Gehry in dem blühenden Alter von 21
Jahren. Wer die Selige kannte, wird
unſern tiefen Schmerz ermeſſen und uns
ein ſtilles Beileid nicht verſagen.

Wiehe, am 19. März 1849.
Der Königl. Steuer Einnehmer und Poſt

expediteur Gehry und Familie.



Beilage zu Nr. 68 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Donnerstag, den 22. März 184A9.

Kammerverhandlungen.
Zweite Kammer.
Berlin, den 19. März.

Die Adreßdebatte wurde nach Erledigung einiger unerheblicher Gegen
ſtände damit eröffnet, daß die Linke die früher gegen die Abfaſſung einer
Adreſſe deshalb ſtimmte, weil unter anderm die Debatte zu viel Zeit weg-
nehme, auf den Antrag des Berliner Abgeordneten Berends, vor der Dis-
kuſſion der einzelnen Paragraphen eine allgemeine Diskuſſion forderte.
Die ganze Verſammlung ſtimmte dem Antrage faſt einmüthig bei. Nach
dem der Berichterſtatter von Vincke den im Courier Nr. 63. mitgetheilten
Entwurf vorgeleſen harte, wurden die Amendements vorgelegt. Der Adreß
entwurf der Kommiſſion lautet nämlich in den zwei erſten Abſätzen

1) „Königliche Majeſtät! Durchdrungen von dem Verlangen nach der
Wiederkehr eines öffentlichen Rechtszuſtandes hat das preußiſche Volk die
Feſtſtellung deſſelben durch die Verfaſſung vom 5. Decbr. v. J. dankbar
erkannt.“

2) „Auf Grund derſelben zum erſten Mal verſammelt, werden die
Mitglieder der zweiten Kammer voll Ehrfurcht und Treue gegen Eure
Königl. Majeſtät und feſtſtehend auf dem Boden der konſtitutionellen Mo
narchie ſich der Reviſion der Verfaſſung des nunmehr gültigen Grund-
geſetzes des preußiſchen Staates auf dem im Artikel 112 daſelbſt vor
gezeichneren Wege mit dem dieſer großen Aufgabe entſprechenden Eifer
unterziehen.“

Dagegen beantragte der Arzt Hr. Koſch in Verbindung mit einigen
andern folgende Faſſung

„„Ew. Majeſtät haben am 5. Dec. v. J. dem preußiſchen Volke eine
Verfaſſung verliehen. Berufen zur vorbehaltenen Reviſion derſelben und
durchdrungen von der Ueberzeugung daß das Heil des Vaterlandes vor
Allem von einer aufrichtigen Verſtandigung zwiſchen Fürſt und Volk ab-
hängt werden wir uns dieſer Aufgabe mit Ernſt und Eifer unterziehen,
um dadurch die bereits im vorigen Jahre geſetzlich feſtgeſtellten Rechte des
Volks zur vollen Geltung zu bringen.“

Pape, Seffner aus Merſeburg, Daubert aus Nordhauſen, Jm
mermann u. a. ſchlugen vor:

„Durchdrungen von dem Verlangen nach der Wiederkehr eines öffent-
lichen Rechtszuſtandes hat das preußiſche Volk die Verfaſſung vom 5. Dec.
v. J. angenommen. Auf Grund derſelben zum erſtenmal verſammelt,
werden die Mitglieder mit dem dieſer großen Aufgabe entſprechen
den Eifer und dem feſten Vertrauen untrerziehen, dieſes
Grundgeſetz mit den durch frühere Geſetze geheiligten Rech-
ten in vollen Einklang zu bringen.

Jn dem 7., 8. und 9. Abſatz lautet der Adreßentwurf der Kom-
miſſion

„„Erfüllt von dem lebhaften Wunſche einer innigern Vereinigung der
deutſchen Staaten, ſind wir dem Beſtreben Eurer Königl. Majeſtät Re
gierung das große Ziel ihrer Verbindung zu einem Bundesſtaate zu er
reichen mit freudiger Anerkennung gefolgt. Preußen wird die hierzu nö
thigen Opfer nicht zu ſcheuen haben, weil ſeine Starke ſtets eine weſent
liche Bedingung der Stärke Deutſchlands ſein wird. Wir hoffen daß der
Weg der Verſtändigung aller deutſchen Regierungen mit der deutſchen
Nationalverſammlung zu einem erwunſchten Ziele führen werde. Sollten
einzelne Mitglieder des deutſchen Bundes durch die eigenthümliche Zuſam-
menſetzung ihres Gebiets oder aus andern Gründen ſich dem Bundesſtaate
überhaupt oder für jetzt nicht anſchließen ſo wird es, wie wir zuverſicht
lich erwarten, E. K. M. Regierung dennoch gelingen unbeſchadet fort
dauernder Bundesgemeinſchaft aller deutſchen Staaten die Bildung des
engern Bundesſtaates innerhalb derſelben zu erreichen.“

Dafür ſchlug der Abg. Blömer vor:
„Erfüllt von dem lebhaften Wunſche einer innigern Vereinigung al-

ler deutſchen Staaten ſind wir mit freudiger Anerkennung gefolgt.
Preußen wird die hiezu nöthigen Opfer nicht ſcheuen, weil es ent
ſchloſſen iſt, ſeine eigne Stärke in der Stärke Deutſch-
lands zu finden. Wir hoffen, daß die deutſche Nationalverſammlung
in Verſtändigung mit den deutſchen Regierungen zu dem erwunſchten Ziele
eines alle deutſchen Staaten umfaſſenden Bundesſtaates baldigſt gelangen
und daß es allſeitig redlichem Bemuhen dabei gelingen werde, die Durch
führung der unerlaßlichen Bedingungen dieſer Staatsform mit der gerech-
ten Berückſichtigung der beſondern Lage und Stellung einzelner deutſchen
Bundesſtaaten zu vereinigen. Sollten der Erreichung dieſes Zieles, des
einzigen das wir mit ungetheilter Freude begrüßen können zur Zeit un-
uberwindliche Schwierigkeiten entgegenſtehen und alle desfallſigen bisheri-
gen Anſtrebungen einſtweilen nur eine engere Verbindung unter denjeni-
gen deutſchen Staaten bei denen Schwierigkeiten dieſer Art nicht obwal-
ten, herbeizuführen im Stande ſein, ſo wird, wie wir zuverſichtlich er
warten, E. K. M. Regierung ſich nur für eine ſolche Geſtaltung dieſer

engern Verbindung ausſprechen, welche die künftige Bildung eines das
ganze große Vaterland umfaſſenden Bundesſtaates in keiner Weiſe erſchwert
oder beeinträchtigt.“

Alsdann hatte die äußerſte Linke, wo Krackrügge, Jung, Berends,
Waldeck, Schramm, Eydam aus Weißenfels, Jacoby, Elsner u. a. ſitzen,
folgenden Entwurf vorgelegt:

„„Majeſtär! Die Preußiſche National Verſammlung iſt in Folge von
Ereigniſſen, welche dem Lande noch in friſchem Gedächtniſſe find, von
Euer Majeſtät am 5. Dezember v. J. wider ihren Willen aufgelöſt wor-
den. Jhr bald vollendetes Werk, eine der Bildungsſtufe, den Anforderun
gen und Bedurfniſſen des Volkes entſprechende Verfaſſung iſt dadurch un
terbrochen, der öffentliche Rechtszuſtand tief erſchuttert und die Hoffnung auf
baldige Erfüllung der von Euer Majeſtät im März. vorigen Jahres ertheilten
Verheißungen hinausgeſchoben worden. Das Volk hat abermals durch Aus
übung des allgemeinen Stimmrechtes Vertreter gewählt, um das unter
brochene Werk der National Verſammlung zu vollenden, die von Euer
Majeſtät am 5. Dezember v. J. veröffentlichte Verfaſſungs Urkunde welche
ohne die Zuſtimmung der Volksvertreter keine Rechtsgültigkeit hat, zu be
rathen den Anforderun en des Volkes Geltung zu verſchaffen und ſo mit
Euer Majeſtät die zukünftige Verfaſſung des preußiſchen Staates feſtzu-
ſtellen. Die ſeit dem 5. Dezember v. J. erlaſſenen Verordnungen welche
uns vorgelegt werden ſollen werden wir einer ernſten Prüfung unterziehen,
halten uns aber durchdrungen von der Nothwendigkeit des Grundſatzes,
daß kein Geſetz ohne die Mitwirkung und Zuſtimmung der Volksvertretung
gegeben werden könne und berufen, die unveräußerlichen Rechte des Vol
kes aufrecht zu erhalten, für verpflichtet, gegen die vorläufige Gültigkeit
jener ſo tief in das Staarrleben eingreifenden Verordnungen Verwahrung
einzulegen. Wir werden die Berathung und Beſchlußnahme über alle zur
Ausführung der Verfaſſung nothwendigen Geſetze um ſo raſcher vornehmen,
als wir überzeugt ſind, daß nur dadurch, ſo wie durch die geeignete Umge-
ſtaltung der Verwaltung des Heerweſens und der Strafgeſetzgebung das
noch immer tief erſchütterte Vertrauen zurückkehren und Handel und Ge
werbe ſich von der Lähmung erholen werden, welcher ſie zu erliegen drohen.
Schmerzlich hat es das ganze Volk empfunden, daß über die Hauptſtadt
und viele Orte des Landes der Belagerungszuſtand verhängt worden iſt.
die geſetzlich gewährleiſteten Grundrechte des preußiſchen Volkes aufgehoben
worden ſind, an die Stelle der Herrſchaft der Geſetze die der Gewalt und
der Willkür getreten iſt. Es iſt unſere erſte Pflicht, Ew. Majeſtät zu er
klären daß wir die Fortſetzung des Belagerungs Zuſtandes an den Orten
wo er noch beſteht fur unverträglich mit der Rückkehr der Herrſchaft der
Geſetze und der Wohlfahrr des Landes halten, vorzüglich aber in der
Hauptſtadr, wo wir die Volkbvertreter, jetzt unſere für die Zukunft des
preußiſchen Volkes ſo wichtige Berathungen beginnen ſollen. Das Rechts
gefühl des Volkes fordert eine baldige Amneſtie für diejenigen, welche das
Zerwürfniß zwiſchen den verſchiedenen Staatsgewalten und die Aufhebung
der Herrſchaft der Geſetze dem Kreiſe ihrer Familien entzogen oder in Un
terſuchung verwickelt haben. Wir werden aus den uns vorzulegenden
Staatshaushaltsetats erſehen in wie weit, ungeachtet der im Vergleich
gegen die Vorjahre zu erwartenden Verminderung des Steuer-Einkommens,
der für verſchiedene Ausgabezweige, namentlich für öffentliche Arbeiten er
forderliche Mehrbedarf ohne Steuer Erhöhung und ohne neue Benutzung
des Staatskredits wird gedeckt werden können. Bei Berathung und Feſt
ſtellung der Staatshaushaltsetats werden wir bedacht ſein, alle mit der
Wohlfahrt des Landes verträglichen Erſparniſſe, insbeſondere in der Ver
waltung und dem Heerweſen, einzuführen, welche die Staatsregierung in
den Stand ſetzen werden mehr, als bisher geſchehen iſt, für die Verbeſſe
rung der Lage der hart gedrückten ärmern Volksklaſſen und des Volks
ſchulweſens zu thun. Zur Erreichung des großen Zieles der innigen Ver
einigung aller deutſchen Volksſtämme zu einer Staatseinheit werden wir
jederzeit bereitwilligſt mitwirken. Wir glauben jedoch, daß die erſte Be
dingung der Einheit Deutſchlands die Sicherung der Freiheit und die Be
feſtigung der Rechte des Volkes iſt. Die friedlichen und freundſchaftlichen
Beziehungen Eurer Majeſtat Regierung zu den übrigen Staaten berech-
tigen uns auch zu der Hoffnung, daß bei den neuerdings wieder drohenden
Zerwürfniſſen mit der Krone Dänemarks Preußen alle ihm zu Gebote ſte
hende Kraft anwenden werde, um endlich einen mit der Ehre Deutſchlands
und den materiellen Intereſſen ſeiner Bewohner verträglichen Frieden her
beizuführen. Sehnſüchtig erwartet die lang unterdrückte Nationalität der
polniſchen Staarsangehörigen die Verwirklichung der ihr wiederholt zuge
ſicherten Rechte. Wir theilen den Schmerz um den Verluſt eines Prinzen
Eurer Majeſtät Königl. Hauſes. Das Vaterland wird uns zu jeder Zeit
bereit finden, nach unſeren Kräften beizurragen, daß die Forderungen des
Volkes erfüllt, ſeine Freiheit und ſeine Rechte geſchützt werden. Wir hof
fen, daß mit Eurer Majeſtät Beiſtand dieſes Ziel erreicht, die Ehre und
der Ruhm Preußens erhöht und unſerem Vaterlande eine friedliche und
ſegensreiche Zukunft bereitet werde.“ Berlin, d. 15. März 1849. D'Eſt er.
Weſendonck. J. Guitienne. Schneider lI. (Cöln). Gorzolka-
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Caspary. Baur. (Adenau). Schmiedicke (Leobſchütz, Neuſtadt). Dr.
Grün. Krackrügge. Waldeck. Dr. Schramm. Jung. Plath(Stolp,
Lauenburg 2c.) Pape (Münſterberg, Frankenſtein, Nimptſch). Be
ren ds. Löher. Schwarz (Jnſterburg, Gumbinnen). Reuter Ber
lin). Richter, Kanonikus. Ziegler. v. Lipski. M. Großjohann.
Maetze. Bartoßkiewicz. Gottfried Kinkel. Neumann.
Ott o. Marke. Toebe. Th. Simon (aus Trier). Schily.
Gierſe. Rambs. Bauer (Stolp). Behnſch. Meſſerich. Görtz-
Wrisberg. Dr. Jacoby. Heitemeyer. Schornbaum. Kyll.
Skiba. Eſſer. Elsner. Zunderer. Eydam. Hawlitzki.
Ebel. Körner. Liſiecki. Palacz. Borchardt. Bucher.
Stein- Schmidt.

Endlich hatte auch die Fraktion Rodbertus Unruh den ſtiliſtiſchen
Verſuch eines Adreßentwurfs in folgendem gemacht:

„Ereigniſſe, die uns Allen in friſchem Gedächtniſſe ſind haben den
öffentlichen Rechtszuſtand Preußens tief erſchüttert. Die um Eurer Ma-
jeſtät Thron verſammelten Volksvertreter ſind von der ernſten Pflicht
durchdrungen zu ſeiner Wiederherſtellung nach Kräften beizutragen und
den aufrichtigen Wunſch der Verſtändigung mit Eurer Majeſtät Regierung
durch ſofortige Reviſion der Verfaſſungs Urkunde vom 5. December v. J.
an den Tag zu legen. Die Uebereinſtimmung der revidirten Verfaſſung
mit den von Eurer Majeſtät im März v. J. ertheilten Verheißungen und
dem Geſetz vom 6. April deſſelben Jahres ſo wie eine dieſen Grundſätzen
aufrichtig ergebene Verwaltung, werden das Vertrauen zurückführen, ohne
welches Handel und Gewerbe ſich nicht von der Lähmung erholen können,
der ſie zu unterliegen drohen. Der Belagerungszuſtand womit Eurer
Majeſtät Regierung die errungenen, durch das Geſetz geheiligten Freihei-
ten des Volkes in ihrer Hauptſtadt und in anderen Theilen des Landes
außer Kraft zu ſetzen ſich veranlaßt ſah, laſtet zu ſchwer auf dem Rechts-
bewußtſein und dem Freiheitsſinn des Volkes, als daß wir nicht die ſchleu-
nigſte Aufhebung deſſelben dringend empfehlen müßten. Die von Eurer
Majeſtät Miniſterium erlaſſenen tief in das Staatsleben eingreifenden vor-
läufigen Verordnungen ſo wie alle übrigen Geſetzes-Vorlagen welche
zur Begründung und Sicherung der verfaſſungsmäßigen Freiheit, ſo wie
zur Hebung der Wohlfahrt der bedrängten ländlichen und ſtädtiſchen Be
völkerung nothwendig ſind werden der Gegenſtand unſerer gewiſſenhafte-
ſten Prüfung ſein. Wir werden es als eine unſerer Haupt Aufgaben
betrachten, ſie dem Geiſte des 2. Titels der Verfaſſungs Urkunde von
den Rechten der Preußen anzupaſſen und dadurch dieſe Rechte ſelbſt zur
Wahrheit zu machen. Die aufgenommene freiwillige Anleihe und die er
folgte Ausgabe von Darlehns Kaſſenſcheinen haben neben der Verwen-
dung des Staatsſchatzes und der regelmäßigen Einnahmen Euer Majeſtät
Regierung in den Stand geſetzt, ohne anderweitige Benutzung des Staats-
kredits und ohne Steuererhöhung die Mehrausgaben des vorigen, wie den
Mehrbedarf des laufenden Jahres zu decken. Wir ſehen der in Ausſicht
geſtellten Rechenſchaft entgegen. Den Staatshaushalts Etat ſowohl für
das laufende Jahr, wie für das Jahr 1850, werden wir gewiſſenhaft
prüfen und nach Maßgabe der wahren öffentlichen Bedürfniſſe feſtſtellen,
um bei Fortdauer des Friedens ohne die Vertheidigungsmittel des Landes
zu ſchwächen, dieſem doch die Erſparniſſe zuzuwenden welche eine weiſe
Verwaltung der Staatseinkünfte ermöglichen wird. Eine gerechte Steuer-
vertheilung wird weſentlich zur Erleichterung der Laſten des Volkes bei-
tragen. Ew. Majeſtät Regierung wird uns ſtets bereit finden, zur inni-
gen Vereinigung aller deutſchen Stämme unter einer Verfaſſung mitzu-
wirken, welche den Bedürfniſſen Deutſchlands wie den gerechten Erwar-
ungen ſeines Volkes entſpricht. Wenn in dieſen Tagen von der deutſchen
verfaſſunggebenden Verſammlung entſcheidende Beſchlüſſe gefaßt werden,
o wünſchen wir nichts ſehnlicher, als daß Ew. Majeſtät Entſchluß über-
inſtimmend ausfallen möge, damit Preußens Kraft und Ruhm zur Stär-

kung Deutſchlands, wie zur Erfüllung der geſpannten Hoffnungen ſeines
Volks unauflöslich mit dem theuren Geſammtvaterlande verbunden werde.
Wir haben gern vernommen, daß die friedlichen und freundlichen Bezie
hungen Preußens zu den fremden Staaten im Allgemeinen keine Stö-
rung erlitten haben. Wir hegen die Erwartung daß Ew. Majeſtät Re
gierung mit Aufmerkſamkeit den Bewegungen dieſer Staaten folgen und
die Preußen gebührende Stimme überall im Sinne der Gerechtigkeit und
Ehre, der wahren Jntereſſen Deutſchlands wie Preußens geltend machen
wird. Bei Befolgung ſolcher nationalen Politik kann auch die erfolgte
Kündigung des Waffenſtillſtandes von Malmö Seitens der Krone Däne-
mark uns die Hoffnung nicht rauben, daß die Differenzen mit dieſem
Lande, durch welche im vorigen Jahre der Frieden und mit ihm Handel
und Schifffahrt unterbrochen wurden endlich auf eine befriedigende Weiſe
erledigt werden.“ Rodbertus. v. Berg. Grün. T. Riotte.
v. Lipski. Haack. Unterſtützt von: v. Unruh. Knauth. Phil-
lips. Schwickerath. Heinze. Motherby. Müller (Brieg).
Moritz Schellenberg. Maſius. Gruwe. Pax. Müller
(Zell)y. Hanſen. Blieſener. Broich. Doerck. Ludewig.
Arntz. Pfeiffer. Pflücker. Parriſius. Schneider (Schöne

beck.. Bruchhauſen. v. Merckel. Eberty.

Jn der allgemeinen Diskuſſion ſprachen gegen den Adreßentwurf
der Kommiſſion der Kaplan von Berg, Jacoby, Waldeck,
Haack, der Delitzſcher Schulze, d'Eſter. Dieſe Sprecher haben
höchſt merkwürdige Gedanken ausgeſprochen, die zum Theil in der Ge-
ſchichte ganz unerhört ſind. Der katholiſche Kaplan Berg behauptete:
in konſtitutionellen Staaten ſei die Adreſſe eine bloße Miniſterfrage,
als wenn ſie nicht vielmehr in allen konſtitutionellen Staaten eine Ant
wort auf die Thronrede des Königs ſei. Nach ihm iſt die Adreſſe der
Entwurf einer Parthei, ohne Kritik der Regierungsmaßre
geln, fie müſſe ſo eingerichtet werden daß die ganze Kammer auch
die Linke ſie annehmen könne d. h. ſie müſſe im Sinne der Linken und
der Männer ſein die in der Nationalverſammlung erklärt haben, ſie
wären Republikaner. Er erklärte ſich bereit zur Reviſion, aber von
der Anerkennung der Rechtsgiltigkeit erwähnt er kein Wort, dieſe Frage
ſoll umgangen werden, damit man nachher die Verfaſſung deſto ſicherer
zur bloßen Borlage umſtempelm und das lockere Spiel von Anno 48
wieder beginnen könne. Jacoby ſpielte wieder, wie immer, die Rolle
des geraden Mannes, er ging mit der Sprache gerade heraus und ver-
warf die Verfaſſung nach Jnhalt und Urſprung. Den größten Wider
willen der Linken erregte der Umſtand, daß bei der Adreßdebatte der
Grundſatz, ob die Verfaſſung zu Recht beſtehe oder nicht, entſchieden
werden ſolle. Die Linke will dieſe wichtige Entſcheidung verſchieben
bis zur Reviſion. Die große Frage, nach deren Löſung und endgiltiger
Entſcheidung das preußiſche Volk verlangt, weil es endlich wiſſen will,
wie es daran iſt, ſoll offen bleiben bis zur Reviſion. Alle Redner von
der Linken behaupteten daß, wenn ſchon jetzt über die Rechtsgiltigkeit
der Verfaſſung vorbehaltlich der Reviſion, entſchieden würde, dieſe
Entſcheidung die Angelegenheiten des Landes verwirre. Schultze aus
Delitzſch ritt wieder das alte Paradepferd der Demokraten, er ſprach
von der „unumſchränkten Souveränität der zweiten Kam
mer.“ Sollen wir unſre Anſichten über die Reden der Linken, wie
ſie in Auszügen der deutſchen Reform vorliegen, zu einem einzigen
Urtheil zuſammenfaſſen, ſo müſſen wir ſagen, die Reden der Linken
vewegen ſich in Trivialitäten und abgenutzten Sophiſterien herum. Aus
jedem Urtheil ſieht Unkenntniß, die Sucht zu radotiren und Mangel
an ſittlicher Kraft.

Für den Entwurf ſprachen Graf Renard, Scherer, Bodelſchwingh,
Arnim und zuletzt Vincke in ſeiner bekannten haarſcharfen kritiſchen
Weiſe. Einen tiefen Eindruck ſollen die Reden Bodelſchwinghs und
Arnims hinterlaſſen haben. „IJch glaube allerdings ſagte Bodel-
ſchwingh daß wir uns einem konſtitutionellen Miniſterium gegen
über befinden, denn erſtens iſt daſſelbe von einem konſtitutionellen Kö
nige ernannt worden, und zweitens iſt es dem Lande für ſeine Hand
lungen verantwortlich. Es liegen der Kammer jetzt 2 Adreß-Entwürfe
vor zu dem einen bekenne ich mich mit vollem Herzen; den andern
möchte ich als den' Entwurf unſerer politiſchen Gegner bezeichnen
Beiden Entwürfen kann man in der That nachſagen, daß ſie unum-
wunden das ausſprechen was wir wollen und wünſchen, namentlich
aber iſt der Entwurf unſerer Gegner überaus offen und hat mich über
Beſtrebungen aufgeklärt, von denen ich früher nicht einmal eine Ah
nung hatte. Heiterkeit auf der Linken.) Jetzt iſt der Zeitpunkt ge
kommen, wo wir zeigen müſſen ob wir unter dieſer oder jener Fahne
uns ſchaaren wollen. Die Gegner ſagen: wir haben keine Verfaſſung,
da dies Miniſterium nicht einſeitig dieſelbe feſtſtellen kann. Jch ſtimme
damit überein, daß das Miniſterium nicht das Recht hat, Geſetze zu
oktroyiren aber unſere Gegner wagen es auch abzuleugnen, daß die
Verhältniſſe nicht ſo dringend geweſen, daß eine Verfaſſung oktroyirt
werden mußte und doch war es damals nöthig, das Vaterland
von dem Abgrunde des Verderbens zu retten ich will nicht ſagen,
wer das Volk an den Rand dieſes Abgrundes gebracht hatte. Aber
ſo viel ſteht feſt, daß in jener Zeit drei Mächte vorhanden waren die
Krone die Nationalverſammlung und die wilden Haufen welche um
die Nationalverſammlung tobten. Der Schritt des Miniſteriums hat
faktiſch das Vaterland gerettet. Dafür wollen wir ihm unſern freu
digen Dank ausſprechen. Jch habe zwar den Jubel des Volks über
die oktroyirte Verfaſſung nicht gehört; denn ich befand mich damals
gerade in ländlicher Zurückgezogenheit; wohl aber habe ich die Stimme
des Volks vernommen welche ſich ſo laut und deutlich in den Wahl
verſammlungen für die Gültigkeit der Verfaſſung ausgeſprochen hat.
Jch begreife nicht, wie Sie meine Herren (zur Linken) hier ſitzen kön
nen, wenn ſie jene Stimme überhört haben. Wir ſind als die kon
ſtitutionelle zweite Kammer hierher geſandt; betrachten wir uns nicht
als ſolche, ſo ſind wir eine unbeſchlußfähige Verſammlung. Bravo
zur Rechten.) Man ſagt zwar auf jener Seite (der Linken): wir ſind
auf Grund des allgemeinen Wahlrechts hier. Wäre dies jedoch der Fall,
ſo hätten wir nicht nöthig gehabt bei den Wahlprüfungen darnach zu
fragen ob ein Abgeordneter die abſolute Majorität gehabt oder nicht;
denn im allgemeinen Wahlrecht ſteht kein Wort von einer abſoluten
Majorität. Dann hätte nur irgendwer auf offenen Markt hintreten
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dürfen und ſagen „wählt mich“, um hier Zutritt zu erhalten. Unſere
Gegner, welche die Stimme des Volkes überhört haben und die Verfaſ-
ſung nicht als gültig anerkennen wollen beſchwören eine Reaktion

erauf, die größer ſein wird, als die vielbeſprochene Reaktion des Jun-
erthums und der Kamarilla. Ohne Verfaſſung ſind wir kein konſti

tutionelles Volk. Erkennen Sie die oktroyirte Verfaſſung nicht an, ſo
rauben Sie dem Volke alle die Freiheiten, welche die Konſtitution dem
Volke gegeben hat. Sie führen das Land in jene Zeiten zurück, wo
das konſtitutionelle Werk erſt begonnen werden ſollte, Sie vernichten
den Boden auf welchem wir ſtehen und ſtürzen das Land in neue
Verwirrungen. Wir hingegen erkennen die Verfaſſung als rechtsgiltig
an und laden Sie zu dieſer Anerkennung ein. Wir wollen hier nicht
die Berechtigung unterſuchen, eine Verfaſſung zu oktroyiren, wir hal-
ten uns nur an das Faktum, Sie drohen uns, daß Sie auch dann an
der Rechtsgültigkeit der Verfaſſung rütteln wollen, wenn wir dieſelbe
hier ausgeſprochen. Jch kann Jhnen nur ſagen wenn wir erſt dieſen
Boden errungen ſo fürchten wir die Erſchütterung durch Jhre Mäke-
leien nicht! Jch fühle meinen Beruf nicht darin, das Volk auf die
Höhe der März- Revolution zu ſtellen, ſondern die Rechte welche dem
Volke durch die oktroyirte Verfaſſung verliehen worden, hier zu wah-
ren und auszuüben denn wir ſtehen der Krone mit dem Bewußtſein
gegenüber, daß ſie das Wohl des Volkes will und nur über die Mittel
haben wir uns zu verſtändigen. Unſere Adreſſe iſt übrigens keine
Adreſſe der miniſteriellen Partei. (Bravo zur Rechten.)

Berlin, den 20. März.
Die zweite Kammer hat über die zwei erſten Abſätze der Adreſſe,

in welchen die Rechtsgiltigkeit der Verfaſſung ausgeſprochen iſt, entſchie-
den. Der erſte Satz heißt

Königliche Majeſtät! Durchdrungen von dem Ver-
langen nach der Wiederkehr eines öffentlichen Rechtszu
ſtandes hat das preußiſche Volk die Feſtſtellung deſſelben
durch die Verfaſſung vom 5. Dec. v. J. dankbar ertannt.“

Der Satz des Adreßentwurfs wurde bei namentlicher Abſtimmung
von 172 gegen 161 Stimmen angenommen.

Der zweite Satz des Entwurfs lautet:
„Auf Grund derſelben zum erſten Male verſammelt

werden die Mitglieder der zweiten Kammer voll Ehr-
furcht und Treue gegen Eure königliche Majeſtät und feſt-
ſtehend auf dem Boden der konſtitutionellen Monarchie
ſich der Reviſion dieſer Verfaſſung des nunmehr gilti-
gen Grundgeſetzes des preußiſchen Staates auf dem im
Artikel 112 daſelbſt vorgezeichneten Wege mit dem dieſer
großen Aufgabe entſprechenden Eifer unterziehen.“

Bei namentlicher Abſtimmung wurde dieſer Satz mit 175 gegen
158 Stimmen angenommen.

Die Verfaſſung vom 5. Dec. v. J. iſt daher als rechtsgiltiges
Sta'atsgrundgeſetz angenommen.

Die beiden erſten Sätze des Entwurfs von D' Eſter wurden von 256
gegen 62 verworfen. Pax aus Magdeburg ſtimmte mit O'Eſter, Ja
coby, Schramm u. a. Radikalen.

Die beiden erſten Sätze aus dem Entwurfe von Rodbertus wurden
mit 211 Stimmen gegen 120 verworfen.

Desgleichen wurden die Amendements von Thiel, Koſch, Pape und
Rohden abgelehnt.

Deutſche Nationalverſammlung.
Frankfurt, d. 19. März.

Auch zu der heutigen Sitzung hat ſich wieder eine ſehr zahlreiche Zu
hörerſchaft eingefunden und ſchon von halb neun Uhr an die Galerien und
die Tribunen in dem Saale beſetzt. Um ein Viertel nach neun Uhr wird
die Sitzung unter den gewöhnlichen Förmlichkeiten eröffnet. Nach Verle
ſung des Protocolls macht der Präſident Simſon von dem Eintritt zweier
Mitglieder Herr Bendelow aus Kranz (Poſen) iſt an die Stelle des
Abg. von Schlotheim, Herr Giehr aus Mühlhauſen (preuß. Sachſen) für
Hrn. v. Rönne eingetreten und von neueingelaufenen Marinebeiträgen
Mittheilung.

Der Uebergang zur Tagesordnung führt zur Fortſetzung der am Sonnabend
abgebrochenen Debatte über den Welcker'ſchen Antrag. Es erhält zuerſt
das Wort

Wydenbrugk von Weimar. Der Redner widerlegt zunächſt die
von Vogt in der letzten Sitzung geäußerten Anſichten daß man Oeſterreich
den Krieg erklären, daß man einen Dictator ernennen ſolle. Er meint,
daß, wer die Welt aus ihren Angeln heben wolle, zunächſt einen Stand-
punkt haben müſſe. Dann führt er an, wie ſehr der Particularismus em
porwuchere, gerade an ſolchen Orten wo man im März des vorigen Jah-
res am lauteſten für eine deutſche Einheit ſich ausgeſprochen z. B. in den

Der Redner ſucht ſodann die Urſachen dieſes Parti-
Er findet ſie erſtens in der natürlichen Abſpan

ſächſiſchen Kammern.
cularismus nachzuweiſen.

nung, welche auf eine große Anſtrengung folgt, zweitens in der Ermat-
tung welche dann eintritt wenn eine große Verſammlung unendlich lange
beräth, ohne zu einem Abſchluß zu kommen. Er fürchte deshalb nicht wi-
Andere die Octroyirung, ſondern den Marasmus, in den das Volk verſine
ken werde. „„Wir müſſen ruft Herr Wydenbrugk aus, „„jetzt einen Be
ſchluß faſſen, der doch einmal über kurz oder lang gefaßt werden muß, ſonſt
kommen wir zu gar keinem Beſchluß.“ Herr v. Radowitz habe vor Ueber
eilung gewarnt auch er habe, ſo lange noch eine Wahl möglich geweſen,
ſich redlich bemüht, einen Weg zu finden der Deutſchland in eine weniger
bedrängte Lage führt. Aber was Herr v. Radowitz anführe, ſei dieſer Weg
nicht eine längere Zögerung würde im Gegentheil ganz beſtimmt Republi-
kaner und Koſaken auf unſere Fluren locken. Auf Oeſterreich kommend,
meint der Redner man habe ſchon oft geſehen daß die Staatsmänner nach
großen Siegen der Heere die organiſchen Kräfte des Staats nicht mit in
Rechnung bringen dies ſei auch jetzt wieder der Fall. Er glaube aber an
einen Sieg der Jdee, die viel mächtiger iſt als Waffengewalt. Wenn wir
die Oeſterreicher auch jetzt mit bitterem Schmerze ſcheiden ſehen ſie werden
gewiß wiederkehren. Daß Preußen an die Spitze treten müſſe, darüber
ſeien die Meiſten im Weſentlichen einverſtanden, weniger aber in der Form.
Was nun hier den Vorſchlag einer zeitweiligen Uebertragung der Kaiſer-
krone betreffe, ſo ſei dieſer ebenſo unausführbar als unheilbringend. Unaus-
führbar, denn Preußen kann nun und nimmermehr darauf eingehen un-
heilbringend, denn wenn wir jetzt nicht irgend eine feſte Regel ſchaffen,
dann hat das deutſche Volk keinen Schwerpunkt, dann würde dem Particu
lariswus der Sonderſtellung Oeſterreichs der Diplomatie des Auslandes
und endlich den Factioſen in die Hände gearbeitet. Bevor das dritte oder
ſechſte Jahr ſein Ende erreichte, ſtünde es um Deutſchland nicht beſſer,
ſondern viel ſchlechter (Zuſtimmung.) Seine, des Redners, Meinung iſt:
der Staat Preußen ſoll als Vorort an die Spitze treten ihm das Heer
gweſen die Vertretung dem Auslande egenüber, die Ernennung der Mini-
ſter übergeben werden. „Ich ſchließe mich fährt er dann fort, entſchieden
der Anſicht des Erbkaiſerthums an die Lage der Dinge in Deutſchland iſt
jetzt ſo daß alle Bedenken ſchwinden müſſen. Woher iſt es denn gekom
men, daß in Deutſchland nie etwas Großes zu Stande gekommen iſt Weil
Alles an der Halsſtarrigkeit ſcheiterte, Jeder ſeinen eigenen Weg gehen
wollte darum iſt es nothwendig, daß wir der deutſchen Nation mit einem
großen Beiſpiele vorangehen.“ Auf die Spaltung zwiſchen Nord und
Süddeutſchland von der jetzt immer geredet werde, übergehend, ſagt er:

Mich erfüllt es immer mit dem tiefſten Schmerze wenn man dieſe Ge
genſätze macht, ob nicht eben im ganzen Deutſchland das volle deutſche Le
ben liege. Wenn die Miſſion Deutſchlands erfüllt werden ſoll, dann müſ
ſen wir ein Haus bauen auf feſtgegründeten Säulen, mit weit geöffneten
Pforten. Da tritt jeder gern ein und am meiſten der der in einem we
niger guten Hauſe wohnt. Gründen wir, ſchließt er eine feſte Gegenwart,
und wir werden auf eine heitere Zukunft hoffen dürfen.“ Beifall von den
Centren. Ziſchen links.)

Abg. Raveaux: Heute ſei es ein Jahr als um dieſelbe Stunde ein
Friedensbote zu den Barrikaden Berlins gekommen, als die Bürger Ber
lins fich der gebrochenen Knechtſchaft erfreuten. Damals habe der preu
ßiſche Königsthron gewankt, heute, am Jahrestage, ſei man damit be
ſchäftigt, einen Kaiſerthron daraus zu machen. Ob dies nicht ein Zeichen
ſei, welches zu Ungunſten der Verſammlung ſpreche, die noch im Monate
Juni einen gleichen Antrag des Abgeordneten Braun mit Hohn zurückge-
wieſen habe. Bewegung in verſchiedenem Sinne.) Der Redner fragt,
welche Garantien Berlin für Dentſchland böte. Er vermöge ſolche nicht
im Miniſterium Manteuffel zu erblicken nicht in der zweiten Kammer,
welche noch weniger deutſch ſei, als die erſte, da in ihr, wie die Nach
richt eingelangt ſei, der Antrag auf Einführung der deutſchen Grundrechte
und zwar durch die Linke verworfen worden. Was man dann erſt von der
Rechten dieſer Kammer zu erwarten habe Was von der preußiſchen An
ſicht, daß die deutſche Frage nur dazu diene, den hohen Werth Preußens
kennen zu lernen. Von Berlin aus ſei die Nationalverſammlung ge
ſchwächt worden. Man habe wie ſich Hr. v Kirchberg in einem Aus-
ſchuſſe geäußert, die Truppen aus Holſtein zurückgezogen weil man fie
in Berlin gebraucht. Preußen habe dadurch die NV. förmlich gezwungen, den
Waffenſtillſtand anzuerkennen und ihr dadurch das Vertrauen des Volkes genom
men Man ſpreche ſo viel von den Gefahren, welche Deutſchland be
drohten, welche einen ſo großen Umſchwung in den Parteianfſichten dieſer
Verſammlung hervorgerufen. Er frage, wo die Gefahren ſeien von wel
chen Herr v. Radowitz und Andere geſprochen Er ſeines Theils ſinde die
größte Gefahr in der Wahl eines Erbkaiſers, welchen Oeſterreich der re
ligiöſe Haß, der Particularismus bekämpfen würden. Eine Gährung im
Innern werde bleiben ob man den Erbkaiſer mache oder nicht. Es ſei
die Gährung des jungen Weins. Ob man glaube das Spundloch ſtopfen
zu können Und wenn eine Erbkaiſerkrone der Spund wäre, die Gährung
würde ihn herausſprengen und Faß ſammt Reif zertrümmenr. (Bravo
links.) Preußen als Geſammtſtaat im Bundesſtaate fortbeſtehend, würde
eine Nationalregierung und Vertretung unmöglich machen. Welche Gewalt
das künftige Volkshaus ſich vorbchalten wolle, wenn ihm gegenüber ein
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preußiſches Volkshaus beſtehe? Wem gehörten denn die 400,000 Bayon-
nette? Der Centralgewalt, hieß es, ſeien dieſelben zu Gebot geſtanden.
Sie habe aber nicht einmal den däniſchen Krieg vollführen können ge-
ſchweige denn daß ſie einen größeren aufzunehmen im Stande wäre, ſelbſt
wenn ſie an Preußen überkäme denn dann wäre Deutſchland nicht einig,
weder Regierungen noch Völker würden es werden und die Phraſe, daß
man durch die Wahl des vorgeſchlagenen Oberhauptes zu Macht gelangen
werde werde zu einer hohlen. Bravo links.) Ob es erhört ſei, daß
man einen Erbkaiſer über andere erbliche Fürſten ſetze? Der Vorredner
hade Fractionen der Reichsverſammlung der Halsſtarrigkeit geziehen. Er
weiſe dies zurück. Jene Fractionen ſeien nicht gefonnen, ihre Ueberzeugung
einer Sache zu opfern welche ſie nicht für gut hielten. Sie ſeien und blie
ben ihren Principien treu. Sie wollten keinen erblichen Kaiſer, ſie zögen
einen Statthalter für ganz Deutſchland vor, weil man ſo eher ohne Re
volution und ohne Regimenter zur Einheit Deutſchlands gelangen
könne. Der Redner kommt auf den König von Preußen zu ſprechen. Er
meint, derſelbe könne von einer bloßen Majorität die angetragene Kai-
ſerkrone nicht übernehmen, das ganze Haus müſſe ſie bieten. Und wenn
es der König mit Deutſchland ehrlich meine, ſo müſſſe er es für ſeine
Pflicht halten nur die ſechsjährige Wahl anzunehmen, und dann mit
allen ſeinen Bajonnetten,, ſeinen Bureaukraten oder Unterthanen wie
man es auch nennen möge, für Deutſchlands Größe einſtehen. (Bei-
fall links.)

Nachdem Herr Raveaux geſprochen, werden mehrere Verbeſſerungsan
träge verleſen darunter zwei von Schul z von Darmſtadt von denen der
Eine das Erbkaiſerthum nur unter der Bedingung dem König von Preu-
ßen übertragen wiſſen will, wenn derſelbe an Rußland den Krieg erklärt,
ein Antrag, der von der Verſammlung mit großer Heiterkeit aufgenommen
wird. Ein anderer Antrag von Werner aus St. Pölten will, daß wenn
der König von Preußen Kaiſer werden ſollte, Preußen ein ſelbſtſtändiger
Staat zu ſein aufhören und in 4 einzelne Staaten zerfallen müſſe.

Waitz aus Göttingen, der zunächſt das Wort nimmt, weiſt nach,
daß er und ſeine politiſchen Freunde in den letzten vier Monaten Alles ge-
than haben um Oeſterreich bei Deutſchland zu behalten daß ſie dem frü-
her ausgeſprochenen Wahlſpruch: Lieber den ſchweren Bau mit Oeſterreich,

als den leichten ohne Oeſterreich, nachgelebt haben. Allein durch die neue
öſterreichiſche Verfaſſung ſei hierin die weſentlichſte Aenderung eingetreten.
Die Politik Oeſterreichs ſei nicht die Deutſchlands: das Jntereſſe Deutſch
lands und Oeſterreichs ginge in Jtalien, in Ungarn in Galizien auseinan-
der. Der Redner beweiſt aus der Geſchichte, daß mit der Entwickelung des
Hauſes Habsburg Oeſterreich ſich immer mehr von Deutſchland getrennt
habe. Als Preußen ſeinen vereinigten Landtag berief, ſchloß Oefterreich
ein feſtes Bündniß mit Rußland, als Deutſchland einen Schritt weiter vor
rückte, rückten die Ruſſen in Siebenbürgen ein. (Unruhe.) Man wird ſa
gen das ſei Politik des Habsburgiſchen Hauſes, das dürfen wir die Völ
ker nicht entgelten laſſen dies ſei auch ſeine Anſicht, er habe aber immer
geglaubt, daß die Mehrheit des deutſchen Volkes in Oeſterreich fich mehr
an Deutſchland als an die öſterreichiſche Hauspolitik anſchließen werde. Dies
ſei aber nicht der Fall geweſen bei Gelegenheit der Berathung über die
S. 2 und 3 habe ſich gezeigt, daß die Mehrzahl der öſterreichiſchen Abge
ordneten ſich gegen dieſe erklärt und den Beifall der Mehrzadl der Deut
ſchen in Oeſterreich erhalten habe. Nur ſo war es dem Miniſte-
rium in Oeſterreich möglich, die gegenwärtige Verfaſſung zu geben;
nur ſo iſt es möglich, daß die öſterreichiſche Regierung jetzt, wo
fie die beſtehende Verbindung mit Deutſchland faſt ganz verleugnet,
eifriger als je zu den Wahlen mahnt, daß ſie ſagt: die Abge-
ordneten ſollen nach Frankfurt gehen um die öſterreichiſchen Staats
intereſſen am deutſchen Reichstage mit dem gehörigen Nachdruck zu ver-
treten. (Hört! Hört!) Der Redner vertheidigt ſodann den Verfaſſungs-
ausſchuß, deſſen Mitglied er iſt, gegen die demſelben gemachten Vorwür-
fe, als habe er für die Verfaſſung nur die Form gewählt, die Preußen
an die Spitze ſtellen möchte. Hr. Waitz berührt alsdann den von mehr
als 50 Abgeordneten, darunter Heckſcher, v. Hermann c. unterzeichneten
Antrag der einen abermaligen Aufſchub und eine abermalige Unterhand-
lung mit Oeſterreich verlangt, und äußert ſein Befremden darüber, daß
Männer die ſonſt nichts von einer Verſtändigung wiſſen wollten, die vor
einigen Wochen höchſtens nur acht Tage Aufſchub verlangten daß dieſel-
ben Männer jetzt noch immer von Abwarten ſprechen. Darunter Einer,
der vor acht Monaten als es ſich um das Lepelſche Promemoria handelte,
aus der Haut fahren wollte und jetzt wahrſcheinlich ſeine dritte De
putationsreiſe nach Wien machen will. (Große Heiterkeit. Wie kann
man ſich übrigens, meint Hr. Waitz, noch Hoffnung auf ein günſtiges
Reſultat machen, da ja das Reichsminiſterium, dem die Nationalverſamm-
lung im Januar ſchon Vollmacht zum Unterhandeln gegeben von der
öſterreichiſchen Regierung noch keine Antwort erhalten Die öſterreichiſche
Verfaſſung iſt octroyirt ſollen wir vielleicht die Verfaſſung für Jtalien
und Ungarn machen Jch fürchte die Octroyirung nicht, aber ich ſehe
nicht, wie auf dieſem Wege eine Verfaſſung zu Stande kommen ſoll.
Der Redner führt zum Beleg ſeiner Anſicht einen Ausſpruch Blittersdorff's

an daß Oeſterreich kein in ſich geſchloſſenes einiges Deutſchland wolle und
wollen könne, ebenſo auch einen Ausſpruch des Hrn. v. Uſedom. „Sie
ſagen daß dies eine alte Anſicht geweſen, zeigen Sie uns der Redner
meint die Oeſterreicher in der Verſammlung durch Jhre Abſtimmung,
daß es anders geworden iſt, dann werden wir nicht die Stunde beklagen,
wo wir zum gemeinſchaftlichen Werk zuſammenkamen. Das verfloſſene
Jahr hat Deutſchland nicht einiger, nicht ſtärker gemacht; ringsumher
droht dem Vaterland Gefahr. Es kehren die Jahrestage der alten Erhe-
bung wieder Hr. Raveaux hat Sie an dieſe Tage gemahnt. Was hat ſie
damals blutig gefärbt? Daß die Fürſten ſich nicht entſchließen konnten,
raſch, ſchnell, freudig zu geben was ſie doch geben mußten. Das Blatt
hat fich gewendet. Die Fürſten können Deutſchland jetzt nicht mehr ret-
ten, wir können es, vielleicht können wir es: Wollen Sie ſich jetzt an
Prinzipien klammern? Noch haben Sie Zeit; aber bald ertönt
auch vielleicht für Sie das verhängnißvolle zu ſpät! AStür-
miſcher Beifall auf der Rechten und den Centren. Ziſchen links.)

Abg. Moritz Mohl: Man habe die letzte preußiſche Note vom
10. März für eine ceremonielle erklärt. Er halte dies für eine Jnjurie
gegen die preußiſche Regierung, da es ihr eine Comödie zutrauen hieße.
Er ſehe ſeinestheils aus ihr, daß ſich dieſelbe von der politiſchen Un
möglichkeit eines erblichen Kaiſers überzeugt habe. Der Erbkaiſer wäre
alſo ein todtgeborenes Kind und er möchte dem Hauſe die Ehre dieſes
Wochenbetts erſparen (Heiterkeit.) Wäre mit dem Beſchluſſe eines Erb
kaiſerthums die Einheit Deutſchlands zu erlangen, ſo würde der Redner
mit Jubel zuſtimmen. Aber es handle ſich ja nicht von Einheit, ſon
dern von Trennung und dieſe eile dem Redner nicht ſo, um mit Um
ſtoßen von Tiſchen und Bänken die öſterreichiſchen Abgeordneten zur
Paulskirche und zum Vaterlande hinauszubefördern. Man ſuche dies
in Abrede zu ſtellen. Aber es ſei ſonnenklar, daß Oeſterreich ſich einem
preußiſchen Erbkaiſer nicht unterwerfen könne, daß einen ſolchen ſchaf-
fen gleichbedeutend mit der Ausſtoßung Oeſterreichs ſei. (Bravo.) Es
handle ſich von den Rechten, den Jntereſſen, der Macht in der Einheit
Deutſchlands. Durch den Ausſchluß Oeſterreich ſetze man Deutſchland in
die Lage, keinen Krieg ſelbſtſtändig führen zu können, ſich immer nach
Bundesgenoſſen umſehen zu müſſen, man ſchwäche ſeine Macht, man
ſtöre ſeinen materiellen Vortheil. Man müſſe ſich dann an England
anlehnen, welchem Preußen ſeit 18 Jahren die Jntereſſen Deutſchlands
geopfert. Man wahre Deutſchlands und insbeſondere der deutſcheöſter
reichiſchen Bruderſtämme Freiheit nicht, wenn man Oeſterreich ſich ſelbſt
und ſo einer ſlaviſchen Politik überlaſſe. Man frage was Oeſterreich
für Deutſchland gethan habe. Nicht nur der DeutſchOeſterreicher, auch
der Slave, der Magyare, der Romäne haben für Deutſchland mitgeblu-
tet, haben Napoleon mit zu Boden ringen geholfen. (Beifall). Es ſei
ein bitterer Undank, wenn Oeſterreich aus Deutſchland hinausgedrängt
würde. Ein geiſtreicher Redner habe von einer weiten Pforte geſpro
chen, welche man durch die Annahme des Welcker'ſchen Antrags Oeſter
reich offen laſſe. Er ſehe das Gegentheil darin es werde dadurch gänz-
lich abgeſperrt. Ob man denn glauben könne daß der ſächſiſche, der
bayeriſche, der hannoverſche Volksſtamm einen Erbkaiſer mit Ausſchluß
Oeſterreichs wolle. Der Redner erklärt ſich entſchieden gegen die Vor
ſchläge der öſterreichiſchen Regierung welche dem deutſchen Volke das
Volkshaus entziehen würden; er wolle ſie auch nicht berückſichtigt wiſſen.
An den Grundrechten, an dem Volkshauſe, an der Verfaſſung im Gan-
zen könne und dürfe nicht gerüttelt werden. Wohl aber ſeien einzelne
Beſtimmungen der Verfaſſung, welche geändert werden müßten, um den
Eintritt der nichtdeutſchen Provinzen Oeſterreichs zu ermöglichen, und
um durch ein Directorium Oeſterreich überhaupt es möglich zu
machen, Theil zu nehmen. Man müſſſe die Verfaſſung fertig machen,
allein ſo, daß Oeſterreich der Eintritt ermöglicht ſei, wenn es eintreten
wolle. Jn der Annahme des Welcker'ſchen Antrags würde ein Kampf
des Nordens und Südens, des Proteſtantismus mit dem Katholicismus,
eines Stammes mit den übrigen früher oder ſpäter gegeben ſein jeder
dieſer Kämpfe wäre hinreichend, einen 30jährigen Krieg anzufachen; der
Redner beſchwöre das Haus nicht tie Brandfackel des Bürgerkriegs in
Deutſchland hinauszuſchleudern. (Bravo.)

Reh: Durch die Stellung, die er in der vorliegenden Frage einge-
nommen, ſagt der Redner, ſei er in Widerſtreit gekommen mit dem größ-
ten Theil ſeiner politiſchen Freunde, mit dem größeren Theil ſeiner Wähler,
mit der in ſeinem eigenen Vaterlande zum größten Theil herrſchenden poli-
tiſchen Geſinnung er fühle das Schmerzliche dieſes Verhältniſſes, allein er
könne nur den Weg gehen, den ſeine Ueberzeugung ihm vorſchreibe. An
perſönlichen Anſichten an individueller Neigung deß ſei er gewiß, opfere
keiner mehr als er, aber er opfere gern auf dem Altar des Vaterlandes.
Man habe Herrn Welcker gefragt: wo find die Gefahren Jch frage wo
ſind ſie nicht? Jm Jnnern: eine wachſende Spannung eine ſteigende Läh
mung des Vertrauens Miniſterien ohne Kammermajoritäten, Regierungen
ohne Miniſterien. Nach Außen Krieg mit Dänemark, ein Krieg, den
wir nicht zu fürchten brauchten, wenn man einig wäre den Dänemark gar
nicht angefangen hätte, wenn es nicht auf unſere Schwäche ſpeculirte. Wie
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und ſtehen wir ferner gegen Rußland? Jede Stunde kann die Nachricht brin weiteren Verlauf ſeiner Rede weiſt Herr Beſeler nach, welche Gefahr
„Sie gen, daß ſeine Heere die Grenzen überſchritten dann wird der Ruf nach Deutſchland aus einer Vereinigung Oeſterreichs mit Rußledner Einigung zu ſpät ſein. Was nun die jetzige öſterreichiſche Verfaſſung an wie es thöricht ſei, dieſer Gefahr gegensber v Augen e Verſehen nd

ung, betrifft, ſo verlangt Oeſterreich 38 Stimmen für ſich und wir ſollen nur zu ſagen, Rußland ſtrebe nicht nach Deutſchland, ſondern nach der Türkei.
agen, 31 haben. Alſo Deutſchland ſoll an die Geſchicke Oeſterreichs gekettet ſein, Der Redner zeigt auch auf die herannahende Reaction hin und warnt davor
oſſene jeden Krieg gegen die Freiheit in Ungarn und Italien ausfechten. Nach daß uns die Reaction nicht ſo bewältigen möge, daß wir ihr eine lange
mher einer nähern Beleuchtung der von der Verſammlung geſchaffenen Verfaſſung Zeit nicht mehr entgegentreten können. Wir ſehen, ſagt er, wie jetzt in
rhe wendet ſich der Redner an die Oeſterreicher in der Verſammlung mit fol Oeſterreich verfahren wird, in einer Weiſe, wie es nur einem Metternich

at ſie genden Worten Mögen Sie glauben, daß wir Sie Alle mit treuer Liebe möglich war. Seine Epigonen walten dort, wie ſie ſelbſt von einem
nten, umfaſſen Verhältniſſe, deren Beſeitigung nicht in unſerer Macht liegt, Metternich nicht übertroffen werden können. Herr von Schmerling hat un
Blatt haben die jetzigen Zuſtände geſchaffen. Wenn Sie aber Jhre Zukunft an längſt geſagt, es ſei die Schuld des deutſchen Volks geweſen wenn es

ret die unſere ketten wollen dann ſtimmen Sie mit uns auf daß Deutſchland Metternich ſo lange ertragen hat wenn aber Alles das wieder zurückkehrt
t an einig werde. Wenn Jhnen Deutſchland einſt die ſtarke Bruderhand reichen dieſe jämmerliche Wirthſchaft, wie wollen wir es dann vor dem Volke
tönt kann, dann wird Jhre Rettung möglich ſein. Können Sie ſich aber verantworten Wenn wir der Reaction entgegentreten wollen müſſen
tür nicht entſchließen, mit uns zu ſtimmen, dann ſtimmen Sie wir Deutſchland ſo ſchnell als möglich einig machen. Der Redner ſetzt

wenigſtens nicht gegen uns. Dann enthalten Sie ſich der Abſtim- dann weiter auseinander daß Nichts dem Anſehen der Verſammlung mehr
vom mung; ſonſt müſſen wir glauben, daß Sie Jhre Sonderintereſſen dem All geſchadet habe, als daß Beſchlüſſe gefaßt wurden die man hinterher nicht
jurie gemeinen vorziehen wollen. Und nun noch einige Worte an Sie Alle Jch ausgeführt. Laſſen Sie uns darum, ruft er aus einen Beſchluß faſſen,

hieße. will es dahin geſtellt ſein laſſen ob der Welckerſche Antrag zweckmäßig war, der ausgeführt werden kann, dann werden wir die gehörige Macht haben,
Un aber er iſt einmal eingebracht und dadurch ſind wir ans Ziel gedrängt wor um die Reaction ſiegreich zu bekämpfen. Wir haben keine heiligere Auf

wäre den. Wir müſſſen jetzt entſcheiden: dieſe Entſcheidung iſt unſere gabe, als dem Zuſtande der Ungewißheit ſo ſchnell als möglich ein Ende
dieſes letzte. Jch glaube nicht, daß der Welckerſche Antrag durchfallen kann, zu machen. Die deutſche Nationalverſammlung muß es iſt die höchſte
Erb wir werden ſonſt unſer Todesurtheil ausſprechen aber ich bitte Sie in Er Zeit einen entſcheidenden Schritt thun auf daß das deutſche Volk ſich
edner wägung zu ziehen ob es genügt, wenn ein ſolcher Beſchluß mit einſacher ſelbſt wieder erkennt. Glauben Sie mir, das Volk kümmert ſich wenig
ſon Stimmenmehrheit geſaßt wird. Ein Beſchluß mit Stimmeneinheit, ſchließt um das, was hier geredet wird, es will ein Reſultat ſehen. Der Partei
Um Herr Reh, würde die Verkündigung einer ſtarken und frohen Zukunft ſein. kampf hat eine Höhe erreicht, die kaum für uns am wenigſten für das
n zur (Beifall und Ziſchen.) deutſche Volk erquicklich ſein kann. Jch glaube nicht, daß das deutſchee dies Eiſen mann hält einen langen Vortrag, welchen genau zu verſtehen Volk ſich im Marasmus befindet, aber leugnen kann ich nicht, daß in der

einem Das ſchwach Organ des Redners, ſo wie die Unruhe des Hauſes, deren der Paulskirche der Moder byzantiniſcher Verweſung zu Zeiten zum Vorſchein
ſchaf Vorſitzende kaum Herr zu werden vermag, verhindert. Der Redner be kommt. (Unruhe.) Zeigen wir durch einen großen Act, daß wir über Par

Es rührt, ſo viel wir entnehmen konnten, zuerſt die deutſch öſterreichiſche An teiſtreitigkeiten uns hinwegſetzen und ein Reſultat für das Volk ſchaffen.
inheit gelegenheit, machte der Verſammlung ſodann Vorwürfe darüber daß ſie Auf das Verhältniß zu Preußen kommend, bemerkt Herr Beſeler, daß es
und in den jetzigen Stand der Dinge in Oeſterreich, wodurch ein Anſchluß der irrthümlich ſei, wenn man ſagen wolle, es ſei gefährlich, die Oberherr-

nach deutſchen Erblande unmöglich geworden ſelbſt fördern geholfen, dadurch, ſchaft an Preußen zu übertragen, weil in Kremſier ein Miniſterium am
man daß ſie ſeinen Antrag, mit Ungarn in Verbindung zu treten abgewieſen. Ruder das den Belagerungszuſtand verhängt habe es ſei eine falſche

gland Oeſterreich müſſe bei Deutſchland bleiben, ſo verlange es die politiſche wie Auffaſſung, ſich an augenblickliche Zuſtände anzuklammern. Wir wollen uns
ylands die materielle Nothwendigkeit. Er geht hiernach zur Erbkaiſerfrage über, ja aber zuſammenthun, meint er, um ſolche Zuſtände unmöglich zu ma-
öſter hält Revue über die Sympathieen, deren ſich der Erbkaiſer in Süddeutſch- chen. Ebenſo falſch ſei es, wenn man befürchte, die deutſchen Stämme
ſelbſt land erfreue, und findet, daß er in Baiern und Württemberg keine habe würden ihre Nationalität verlieren, Deutſchland preußiſch werden er ſei

rreich und daß in Darmſtadt und Baden nur die Bourgeoiſie ihn wünſche und kein Preuße, er ſei ein Frieſe, fürchte aber dies nicht. Das Verfahren
auch dieſe nicht aus Patriotismus ſondern nur aus dem Wunſche nach geſetzli- der Regierungen mit den Grundrechten beweiſe, daß der jetzige Zuſtand

geblu cher Ordnung und Sicherheit. Allgemeine Heiterkeit. Ruf: das iſt Pa- nicht lange mehr dauern darf, wenn überhaupt noch von Grundrechten die
Es ſei triotismus!) Ob man Deutſchland zum Fideicommiſſe des Hauſes Hohen- Rede ſein ſoll. Schaffen Sie einen deutſchen Staat und ſeine Macht, dann
rängt zollern machen wolle? Was man den einzelnen Fürſten nehme, könne haben Sie auch ein Palladium für die Grundrechte. Herr Beſeler ſchließt
eſpro man nicht einem Fürſten mehr geben. Nur mit Uebereinſtimmung der alſo Herr v. Radowitz hat uns geſagt, es ſei ein Unglück, wenn ein Be-
)eſter übrigen beſtehenden Fürſtenhäuſer könne der König von Preußen die Kai- ſchluß nur mit einer geringen Majorität gefaßt werde ich kann dieſe An
gänz ſerkrone annehmen. Der Erbkaiſer vertrage ſich nicht mit dem Bundes ſicht nicht theilen. Was die Nationalverſammlung beſchließt iſt nicht das

der ſtaate. Der Redner wendet hierauf ſeine Blicke auf Preußen, findet da- Weſentlichſte. Wenn ſich das Volk dafür erklärt, ſo kommt wenig darauf
ſchluß ſelbſt den ärgſten Particularismus, welcher von Deutſchland nur wiſſen an wie viel Stimmen Majorität ſind. Wenn das Volk den Beſchluß un
Vor wolle, wenn ſein König Kaiſer werde, allein ohne daß Preußen als Staat terſtützt, dann werden wir ihn durchführen. Das Volk wird entſcheiden

e das aufhöre zu beſtehen. Ob nicht die übrigen Staaten daſſelbe beanſpruchen wenn es ſich darum handelt, dem König von Preußen die Kaiſerkrone zu
iſſen. könnten? Ob dieſe ihre durch den Ausſchluß Oeſterreichs ſchon gefährdete übertragen dann wird ſich das Volk dafür entſcheiden. (Stürmiſcher Bei-
Gan- materielle Selbſtſtändigkeit Preußen opfern ſollten Sie könnten dies fall von Rechts und den Centren. Widerſprechende Zeichen links.)
rzelne nur, wenn Preußen in Deutſchland aufginge. Er glaube nicht, daß der Abg. Ahrens aus Salzgitter ſieht das einzige Heil Deutſchlands in
n den König von Baiern ſich dem Erbkaiſer unterordnen werde. (Heiterkeit.) dem Anſchluſſe an Oeſterreich. Wien müſſe einſt Deutſchlands Hauptſtadt,

und Er werde an ſeinen Altbaiern eine Stütze finden, welche vor Allem der Sitz des Parlaments werden. Durch die Ernennung des Königs von
ch zu Baiern ſein und bleiben wollten und ſich um Deutſchland nicht kümmer- Preußen zum Kaiſer werde man dieſen zwingen, größere Heere zu halten
achen, ten. Die preußiſchen Abgeordneten wollten ihrem Lande die Freiheit ret- und dadurch Deutſchland verarmen. Denn eine ſolche Erwählung wäre
treten ten indem ſie ihm die deutſche gäben. Ob aber das die Freiheit ſiegen eine Kriegserklärung gegen das öſterreichiſche Kabinet und zugleich gegen
ampf machen heiße, wenn man trachte, dem alten Einfluſſe der preußiſchen Po das öſterreichiſche Volk, welches in der Erhebung des Hauſes Hohenzollern
zmus, litik auch in Süddeutſchland eine Heimat zu erzwingen. Und zugleich mu- eine Demüthigung ſeines Kaiſers ſehe. Frankreich werde darin nur eine
jeder the der Antrag Welckers dem preußiſchen Könige zu, durch einen Wortbruch Vergrößerung Preußens ſehen. Ein Krieg mit Rußland, Oeſterreich und

der Kaiſer zu werden. (Bravo links.) Es gebe gewiſſe Liberale, welche Frankreich ſtehe dadurch in Ausſicht. Auf England könne man nicht rech
gs in heute für den Präſidenten, morgen für das Direktorium, übermorgen für nen. Dieſes werde keinen Mann auf den Continent ſchicken, wenn es

den Erbkaiſer ſtimmen, und welche Andere, die ihren Principien treu blie- ſeine Handelsintereſſen nicht verlangten. Dies ſei der Stand der Dinge
einge ben, Landesverräther nennten. Die Zahl derer ſei freilich gering, welche und er frage, ob alſo durch die Ernennung des Königs zum Kaiſer nicht
größ Kraft genug hätten, ihren Grundſätzen treu zu bleiben. Er gehöre auch Schwäche und Verarmung geſchaffen würden. Ohne Oeſterreich ſei keine
ähler zu denen, welche von den Demokraten verlangten, daß ſie dem Vaterlande Sicherheit, kein mächtiger Einfluß in der Politik, kein Handel nach dem
poli ihre Anſichten opferten. Allein der Fall ſei jetzt nicht vorhanden. Würde Süden. Die Wohlfahrt könne man Deutſchland ohne Oeſterreich nicht

n, er der Erbkaiſer, ſo ſchließt der Redner uns das bieten, was wir brauchen, bieten. Und ob nicht eine Allianz zwiſchen Oeſterreich und Frankreich
An ſo würde ich für ihn ſtimmen. Allein er bietet es uns nicht. Er bietet möglich wäre! Ob man denn wirklich glaube daß der König von Preu

pfere weder die Freiheit, noch die Einheit, ſondern er bringt uns Zerriſſenheit ßen die Bürde der Krone annehmen werde. (Ruf rechts: ja!) Er be-
indes. und Abſolutismus. (Großer Beifall links.) zweifle dies, da derſelbe erklärt, er werde ſie nur mit Einſtimmung aller

wo Auf Herrn Eiſenmann folgt Herr Beſeler von Schleswig. Er iſt Fürſten übernehmen. Der Redner weiſt auf Belgien im Jahre 1831 hin,
Läh mit Herrn von Wydenbrugk darin einverſtanden, daß die größte Gefahr als ſich daſelbſt eine Partei gebildet hatte, welche Belgien mit Frankreich
ingen für uns darin liege, daß wir keinen Staat bilden daß uns die Form vereinigen wollte. Dieſe habe mit 2 Stimmen geſiegt, ſei nach Paris,

den fehlt, in der unſer nationales Leben ſich bewegen könnte. Wir ſeien habe Louis Philipp Belgien angeboten und habe eine abſchlägige Antwort
e gar eben kein Staat, wie ſich dies ja neulich aus der Mittheilung des erhalten. Sie ſeien zurückgekehrt, und haben in ihrer Beſchämung Bel

Finanzminiſters in Betreff der Flottenbeiträge deutlich ergeben habe. Jm gien zur Republik machen wollen. Das ſei nicht durchgegangen nur Louis
Wie
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Philipp habe ſeinen Zweck erreicht, den Großmächten zu zeigen, wie loyal, Herzen.“ Der Beifall, der dieſen Worten folgt, iſt ein ſtürmiſcher und
er ſei.
abe. Er halte auch den König von Preußen für zu deutſch, als daß erh
i a men und dadurch Deutſchland in das Unglück ſtürzenre Ver eher erklärt, er wolle das Unglück Deutſchlands nicht er

wolle auch keinen neuen Ver Ptas machen er ſtimme nur gegen den preu

i iſer. (Beifall links.a r prens geſprochen, wird die Vertagung beantragt, aber
nicht angenommen. Es wird daher in der Debatte fortgefahren und es
erhält Herr Bauer aus Bamberg das Wort. Dieſer, für die Ausſchuß-
anträge ſprechend, erklärt, die Sache von dem baieriſchen Standpunkte
aus betrachten zu wollen. Er widerlegt darin zunächſt die Aeußerungen
und Anſichten Eiſenmann's und führt an, daß der größte Theil der frän-
kiſchen Bevölkerung in der letzten Zeit ſich für das einheitliche Oberhaupt
ausgeſprochen. Er iſt überzeugt daß in Altbaiern die Uebertragung der
Kaiſerwürde an Preußen keinen Anklang finden werde, aber dies beruht
ſeiner Anſicht nach nur auf Unkenntniß und wie der Redner durchblicken
läßt auf von gewiſſer Seite her abſichtlich hervorgerufener Verblendung.
Die Kammern in München haben fich allerdings gegen ein preußiſches
Erbkaiſerthum ausgeſprochen, allein in einer Weiſe, in einem Beſchluß,
der eben ſehr raſch, nicht geſchäftsordnungsmäßig gefaßt worden ſei. Der
Redner beklagt alsdann die Halbheit, welche fich ſeit Monaten in der Po
litik der baieriſchen Regierung gezeigt habe, und ſagt unter dem Beifalle
der Verſammlung, der baieriſche Staat könne nur dann lebensfähig ſein,
wenn er aufs Jnnigſte an Deutſchland ſich anſchließe. Was die banale
Phraſe Oeſterreich ausſtoßen“ anbetreffe, ſo könne man freilich dagegen
mit Argumentationen nichts ausrichten. Wer denn Oeſterreich ausſtoßen
wolle? Ob es ſich nicht vielmehr ſelbſt ausgeſtoßen habe Die materiel
len Jntereſſen ſchlage er nicht gering an, aber dieſe ſeien, um mit Hrn.
Vogt zu reden der Speck, mit dem man die baieriſchen Mäuſe fange.
(Heiterkeit.) Uebrigens werde ihnen auch nicht genützt werden wenn ſich
an der Nord und Weſtgrenze zwei Schlagbäume, der ſchwarzrothgoldne
und der blauweiße gegenüberſtänden. Von dem künſtlichen Bau der öſter
reichiſchen Geſammtmonarchie iſt der Redner überzeugt, daß er nicht lange
halten werde dies könnte nur dem Abſolutismus gelingen, in unſern Ta
gen iſt es nicht möglich. Fällt dann der Bau, wer hindert die Oeſterrei
cher einzutreten Die Erbmonarchie gewiß nicht, wie Herr Bauer theolo-
giſch wiſſenſchaftlich auseinanderſetzt. Auch das thut der Redner dar, daß
es nur Phraſe ſei, wenn man immer davon ſpreche, als würde Alles
bis auf den Boten, der das Packet zur Poſt trägt preußiſch werden.

Ob man nicht vielleicht etwas Aehnliches von Preußen zu beſorgen j vielſeitiger, in demſelben Grade eindrucksvoll,

y

wie es ſeine Rede war.
Die Verſammlung nimmt auch jetzt die vorher ausgeſchlagene Vertagun
mit großer Stimmenmehrheit an. Der Präſident verkündet hierauf no
den Austritt der beiden öſterreichiſchen Abgeordneten v. Würth und Arneth.
(Große Senſation.) Herr Würth begleitet ſeine Austrittsanzeige mit un
gefähr folgenden Worten: Da ich an der Annahme der öſterreichiſchen
Reichsverfaſſung von Seiten des öſterreichiſchen Volks nicht zweifeln kann,
ſo halte ich es mit meiner moraliſchen und politiſchen Ueberzeugung nicht
vereinbar, an dem Bau der deutſchen Verfaſſung noch ferner Theil zu
nehmen. Mögen die künftigen Beziehungen Deutſchlands zu Oeſterreich
ſo gut wie möglich geordnet werden. Dafür zu wirken ſoll mir ſtets eine
heilige Pflicht ſein. (Stürmiſches Bravo.) Die heutige Sitzung wird als
dann geſchloſſen und die nächſte auf morgen anberaumt.

Theater in Halle.
Montag den 13. März. Zum zweiten Male „„Breite Straße und

ſchmale Gaſſe“, oder: „Alles will heirathen Originalluſtſpiel in
5 Akten nach dem Däniſchen. Schon bei der erſten Aufführung hatte die
ſes Luſtſpiel nur einen geringen Theil des Publikums angezogen, und zum
zweiten Male ward es vor faſt ganz leeren Bänken geſpielt. Und das iſt
leicht erklärlich. Denn ein Stück, deſſen Perſonen faſt nur dem Handels
ſtande entnommen find, deſſen ganzer Jdeenkreis nur die Handelswelt um
faßt, und in welchem vier der Hauptperſonen die deutſche Sprache theils
im jüdiſchen Dialekt, theils in einem deutſch engliſchen Jargon zu rade
brechen haben kann wohl in Städten, wie Hamburg und Leipzig gefal
len, in unſerer Stadt aber, deren Theaterpublikum nur zum kleinſten
Theile aus entſprechenden Elementen beſteht, wird es nur wenig Anklang
finden. Bei alle dem iſt das Luſtſpiel ausgezeichnet durch friſchen Humor,
wohlgelungen in der Durchführung der komiſchen Charactere und reich in
einer Fülle draſtiſcher Effekte, die den Zuſchauer von Anfang bis Ende in
reger Theilnahme erhalten. Das Spiel im Einzelnen war durchaus
wacker und tüchtig, und das geringe Publikum bezeugte ſeine volle Zufrie-
denheit durch Beifall und Rufen am Ende. Mad. Reißland möchten
wir rathen, nicht zu übertreiben, und Fräulein Bißler hüte ſich ja vor
einer gewiſſen ſchlappenden Mimotomie. Hr. Brichet war diesmal als
Muckerjüngling in Coſtüm und Spiel recht eegötzlich, Hr. Neubert be
nahm ſich ſelbſt als Engländer zu ſteif.

Zum Schluß machen wir das Opern liebende Publikum auf das Frei
r ſchließt alsdann Nicht nur aus Rückſicht für Deutſchland, ſondern wen Kades Vaterlandes, wegen meines Fürſten, dem ich Treue gelobt

und dem ich dieſe Treue bewahren will, erkläre ich mich für die Vor

tag den 23. d. Mts. ſtatthabende Benefiz des Hrn. Kuhn aufmerkſam,
das uns „Fra Diabolo vorführen wird. Schon der dieſer ausgezeich
neten Oper zeugt von dem guten Geſchmack des Benefizianten, und die

ſchläge des Verfaſſungsausſchuſſes und rufe aus mit dem Dichter „„Ans Hallenſer werden zeigen, wie ſie ihre Künſtler zu ſchätzen wiſſen.
Vaterland, ans theure, ſchließ dich an, das halte feſt mit deinem ganzen

Bekanntmachungen.
Verpachtungs- Anzeige.

Die Herzogl. Anhalt Cöthenſchen Do
mainen Zehringen und Sibbesdorff
mit Wohn- und Wirthſchaftsgebauden“
Aeckern, Wieſen, Gärten, Hutungen“
Triften, Weide und Holznutzungen, Jagd-
und Fiſcherei, Vieh und Wirthſchafts
Jnventarien, ins Beſondere

bei Zehringen:
593 Morgen 175 [Rth. Acker,

8 174 Wieſen9 s Anger,5 S circa Gaärten,11 128 an wilden Holz-
nutzungen;

bei Sibbesdorf:
400 Morgen Rth. Acker,
7 114 Weieſen,72 148 Anger,2 33 circa Garten,7 51 UUnland,4 36 an wilden Holznutzungen,

ſollen alternativ, nämlich ein jedes für
ſich und beide zuſammen,

den 24. April d. J.
früh 10 Uhr vor Herzogl. Rent- Kammer
hierſelbſt auf 12 Jahre, und zwar von
Johannis 1849 bis dahin 1861, an den
Meiſtbietenden verpachtet werden.

Pachtluſtige laden wir mit dem Bemer-
ken hierzu ein, daß ſie in dem Termine
zur Sicherung des Gebotes eine Summe
von 2000 Pr. Cour. baar oder in gu-
ten, der unterzeichneten Rentkammer an
nehmlichen Dokumenten zu deponiren haben.

Die Verpachtungsbedingungen werden
vor Anfang des Termins gehörig bekannt
gemacht, können aber auch ſchon vorher

ebenſo wie die Concepte von den Pacht
contracten bei Herzogl. Kammer Kanzlei
eingeſehen und gegen die Gebühr abſchrift
lich mitgetheilt werden.

Cöthen, den 1. März 1849.Herzogl. Abe Mentrammer
aſ.

Bramigk.

A. J.
DIDOV

Bekanntmachung.
Neunzehn Stück vom Eichungs-Amte

zuruckgewieſene eiſerne Gewichte, zuſam-
men an 215/, ſollen an den Meiſt
bietenden als altes Eiſen Dienstag den
27. d. M. früh 10 Uhr in der Packkam-
mer des Ober-Poſt-Amts verkauft werden.
Kaufluſtige werden hierzu eingeladen.

Halle, den 20. März 1849.
Königl. Ober-Poſt-Amt.

Göſchel.

Zwei ehrliche mit guten Zeugniſſen ver
ſehene kautionsfahige Kutſcher und ein
Hofknecht, welche jedoch genau in der Stadt
Beſcheid wiſſen müſſen, können dauernd
beſchäftigt werden.

G. Heine, Oberſteinthor Nr. 1519b.

Ein thätiger und ſolider Kellner findet
Stelle Nr. 303 b.

Einige Centner Weideklee Saamen
ſind zu verkaufen bei Wolff in Naun-
dorf im Mansfeldſchen.
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Bekanntmachung.
Die Anfuhre vor 132 Schachtruthen

Steine aus den Brüchen bei Senne-
witz und Trotha zur Jnſtandſetzung der
Strecke der Magdeburg Leipziger Chauſſee
zwiſchen dem Warterhauſe bei Morl und
dem Gaſthofe zum Schwan ſoll

am Freitag den 23. März Vormittags
um 10 Uhr

im Gaſthauſe zur Tanne in der
Klausthorſtraße hieſelbſt den Min-
deſtfordernden verdungen werden.

Halle, den 17. März 1849.
Der Wegebaumeiſter

Steudener.

Bekanntmachung.
Der landwirthſchaftliche Verein zu

Halberſtadt will mit ſeiner hier am
31. Mai und 1. Juni abzuhaltenden Früh-
jahrs Hauptverſammlung eine Thierſchau
und Ausſtellung landwirthſchaftlicher Er
zeugniſſe und Gerathe, hiermit auch eine
Preisvertheilung verbinden, und ladet ſchon
jetzt mit Vorbehalt einer nähern Bekannt-
machung darüber alle Landwirthe und
Freunde der Landwirthſchaft dazu ein
das Unternehmen durch freundliche Bei-
träge zu unterſtützen und möglichſt gemein
nützlich zu machen.

Halberſtadt, den 8. März 1849.
Der Vorſtand.

Auction.
Auf
den 4. April e. Vormittags 11 Uhr

ſoll an hieſiger Gerichtsſtelle verſchiedenes
Gold und Silberzeug, als: 2 Becher,
1 Fiſchkelle, 18 Loöffel, Meſſer und Gabel,
2 Ringe, 1 goldene Uhr nebſt goldenem Be
hange; ferner 1 Stutzuhr, Kupfer, Zinn
und Leinewand, offentlich meiſtbietend ver
kauft werden.

Querfurt, den 14. März 1849.
Der Kreis-Juſtiz-Rath

Theune.

Jch warne Jedermann, ohne meine
ſchriftliche Anweiſung Jemanden, wer es
auch ſei, fur mich auf meine Rechnung
etwas zu liefern, zu fertigen oder anzu
ſchaffen, indem ich ohne eine ſolche An
weiſung nichts zahlen werde.

Weißenfels, den 19. Marz 1849.
Der Patrimonialrichter

Mugner.
Nach austragender Separation, in der

Wurper Feldmark, ſollen die Wege weg:
1) der von Brachſtädt auf Niem-
berg; 2) der von Oppin auf Brach-
ſtedt; 3) der Fußſteig von Oppin
auf Wurp; 4) der Fußſteig von Wurp
nach Brachſtedt; 5) der Fußſteig von
Harsdorf nach Wurp.

15

Zum Concert und Ball,
Sonnabend den 24. März Abends 7 Uhr, ausgeführt vom Vereinigten Muſikchor
und der Schüßlerſchen Liedertafel von Halle, ladet ergebenſt ein

K. Kuntze in Reideburg zur Nachtigall“.

Eisleber
von uns 15

Berichte und Bekanntmachungen der
lichen gerichtlichen Verhandlungen ec.,

Die Getreidepreiſe von Eisleben,

laſſen.

Berlin werden wochentlich zwei Mal in dieſer Zeitung veroffentlicht.
auf dieſe Zeitung bitten wir baldigſt den nächſten Poſtämtern oder uns zugehen zu

Die Expedition der Eisleber Zeitung.

D Neues Abonnement auf die Eisleber Zeitung.
Vom 1. April an beginnt ein neues Quartal der

Zeitung
und nehmen alle Poſtäwmter und Poſtboten Beſtellungen auf dieſe Zeitung
an. Der Preis für das Vierteljahr durch die Poſt bezogen iſt nur I6G direct

Dieſe wochentlich ſechs Mal erſcheinende politiſche Eisleber Zeitung bringt ſo
ſchnell als möglich außer den politiſchen Neuigkeiten die Kammerverhandlungen, die

Handwerker- Vereine unſerer Kreiſe, die offent
und beſpricht außerdem die landwirthſchaft-

lichen, kirchlichen und Schul-Angelegenheiten.
Halle, Magdeburg, Nordhauſen,

Beſtellungen

F- Kuhnt.

Wer die benannten Wege nach der Be
kanntmachung paſſirt, verfällt in eine Geld
ſtrafe von 10

Wurp, den 18. März 1849.
Der Ortsvorſtand.

Das im Eckartsbergaer Kreiſe des
Regierungsbezirks Merſeburg an der
Magdeburg-Erfurter Chauſſee in Schloß
heldrungen liegende Mehlerſche Rit-
tergut, der Rothehof, zu welchem gegen
500 Acker Land und Wieſen des ausge-
zeichnetſten Bodens und eine Schaäferei
von nahe 1000 Stuück gehoören, ſoll auf
12 Jahre, von Johannis d. J. bis Jo-
hannis 1861, offentlich meiſtbietend je-
doch mit Vorbehalt der Auswahl und des
Zuſchlags, verpachtet werden, und iſt hier
zu Termin auf den 13. April d. J. (nicht
den 10. April, wie in der geſtr. Num-
mer des Couriers angezeigt war) auf
dem Gute ſelbſt angeſetzt, wozu qualifi
cirte Pachtluſtige hierdurch mit dem Be-
merken eingeladen werden, daß die Pacht-
bedingungen und ſonſtigen Nachrichten beim
Juſtiz-Commiſſar Winkelmann in Cöl-
leda und auf dem Gute ſelbſt zu erfah-
ren ſind.

Freundliche Bitte!
Bei den Mittwochstanzchen bei Herrn

Ratſch in Böllberg fehlt es immer
ziemlich an Damen, und erſuchen wir ſol
che hiermit freundlich, ſich recht zahlreich
einfinden zu wollen, indem wir damit die
Verſicherung verbinden daß wir bemüht
ſein werden, es Keiner an Vergnügen feh
len zu laſſen.

Mehrere Boöllberger Mitt-
wochsgaäſte.

Gaſthofs- Verkauf.
Ein im Anhaltiſchen 1 Stunde von

Cöthen belegenes Landgut mit 13 Hufe
frei und 15 Morgen Dienſtacker altes Ge
mäß, durchgaängig guter Weizenboden, alles
im beſten Zuſtande befindlich, nebſt ſchoö
nem großen Garten und ſammtlichen Jn-
ventarium ſteht zu verkaufen. Das Nä-
here hieruber erfahrt man bei dem Gaſt
wirth Hildebrand in Arnsdorf bei
Cöthen.

Es ſoll kunftigen Sonnabend den 24.
März Vormittags 10 Uhr in der Brau-
hausgaſſe beim Nagelſchmidtmeiſter Moye
ein Schmiede-Blaſebalg, ein Schraubeſtock,
ein Sperrhorn, Haämmerzangen und ver-
ſchiedenes Schmiedehandwerkszeug öffentlich
verſteigert werden.

Guts- Verkauf.
Ein im Anhaltiſchen belegenes Landgut

mit 31 Morgen Acker, durchgangig guter
Weizenboden, nebſt ſchönem großen Garten
und ſammtlichen Jnventarium ſteht zu ver
kaufen. Das Nähere hierüber erfährt man
bei dem Gaſtwirth Hildebrand in
Arnsdorkf bei Cöthen.

Mit Bezug auf den in öffentlichen
Blattern befindlichen Aufruf:

„zur Errichtung eines Ehrenmonuments
zum Andenken der am 18. 19. Marz
1848 treu ihrer Pflicht fur König und
Vaterland gefallenen Brüder und Waf-
fengenoſſen

erklären die Unterzeichneten, daß ſie zur
Empfangnhme von Beitragen bereit ſind.

Halle, den 18. Maärz 1849.
Heymann, Oberſt. v. Reiche, Ritt-

meiſter. Eiſelen, Profeſſor.



Das Berliner Herren KleiderMagazin,
Kleinſchmieden, der EngelApotheke gegenüber,

bietet allen hieſigen und auswärtigen H erren die Gelegenheit,
nobelſten und modernſten Kleidungsſtücke zu beſchaffen.

Es befinden ſich auf dem Lager: die feinſten Tuchröcke,

ich für einen verhältnißmäßig, ungewöhnlich billigen Preis die

Tuch und Buckskin- Beinkleider in den feinſten
Deſſeins, elegante Weſten in Caſimir, Sammet und Seide, Twins für das Frühjahr zum Ueberziehen und ohne Rock
zu tragen, Sommerröcke und Sommerhoſen in den verſchiedenſten Stoffen und Muſtern, Schlaf und Haus-
röcke doppelt wattirt, von den einfachſten bis zu den eleganteſten in türkiſch wollenen Stoffen.

Sammtliche Sachen ſind nach dem neueſten Schnitt, gediegen und dauerhaft gearbeitet, wovon der kleinſte Verſuch den be
ſten Beweis liefern wird.

Das Berliner Herren Kleider Magazin.
Kleinſchmieden, der EngelApotheke gegenüber.

Eine Buchdruckerei iſt nebſt dem Ver-
lage zweier Zeitſchriften für den ſehr
billigen Preis von 1000 an Zah-
lungsfähige zu verkaufen. Nähere Aus-
kunft wird auf frankirte Briefe ertheilt,
welche unter der Chiffre P. C. R. in Halle
poste restante zur Poſt einzuſenden ſind.

Ein junges Mädchen von rechtlichen
Eltern ſucht unter billigen Anſprüchen als
Ladenmadchen, worin dieſelbe ſchon bewan
dert, oder auch als Stubenmädchen ein
baldiges Unterkommen. Gefallige Offer-
ten werden unter den Buchſtaben E. P.
franco durch die Expedition des Couriers
erbeten.

Eine Bauſtelle in angenehmer Lage
weiſt zum Verkauf nach der Zimmermſtr.
Traugott Rudloff, Kapellengaſſe Nr.
1471.

Ein zweiſtöckiges Haus nebſt Scheune
und Ställen, mit 23 Acker Erde und
1 Kabel, iſt zu verkaufen in Lauchſtedt
bei Meiſter Reinhardt, Nr. 83.

Ein Haus nebſt Scheune, Ställen,
Garten und 1 Kabel ſind zu verkaufen
in St. Ulrich bei Lauchſtedt.

Friedrich Otto.

Sechs Stück gute Ackerpferde ſtehen
unter Garantie billig zum Verkauf beim
Gaſtwirth Herrn Teuſcher in Döllnitz
in der Aue.

Gemüſe- und Blumen-
Sämereien

in beſter Qualität empfiehlt
C. H. Riſel.

Ein ordentlicher Pferdeknecht, der zu-
gleich auch als Kutſcher zu gebrauchen iſt,
wird zum 1. April geſucht auf dem Rit-
tergut Wer nsdorf bei Merſeburg.

Ed. Burckhardt, Rittergutsbeſitzer.

Ein junges Mädchen von außerhalb,
welche in allen weiblichen Arbeiten erfah-
ren iſt, ſucht zum 1. April eine Stelle
in einem Verkaufsgeſchaäft oder zur Hul-
fe der Hausfrau. Näheres
Fleckinger, gr. Klausſtraße Nr. 895.

Freitag und Montag Abends 7 Uhr
Probe im Kronprinzen zu dem Orato-
rium die Worte des Erlöſers
am Kreuzes. L. Thieme.

Varinas- Blätter in ausgezeichne-
ter Waare, die ſich wegen ihrer Länge
und Farbe auch zu Cigarren Decker vor
züglich eignen, empfehlen à t 10 in
Körben billiger

W. Kerſten Comp.
Ein Burſche kann zu Oſtern in die

Lehre treten beim Tiſchlermeiſter Vogler,
Kaulenberg Nr. 41.

11,000, 4000, 2500, 1500, 1000 u.
500 A ſind auszuleihen durch den Actuar
Dancker, Schmeerſtraße Nr. 480.

Doötter und Sommer-Rübſen zur Aus-
ſaat iſt zu haben in der Müuhle zu
Köſen.

Sonntag den 25. März Ball, wozu
ergebenſt einladet

Petzold in Schwittersdorf.

Schöne Meſſinger Apfelſinen, à Stück
1 bis 21 Meſſ. Citronen, Lüne-
burger Neunaugen, Tafel- und Kranz-
Feigen, Lambertsnüſſe, ſchounes Pflaumen-

mus, das Pfund zu 1 6 iſt von
jetzt an alle Tage auf dem Markte zu ha-

ben bei Carl Lorenz.
Heute Nachmittag 12 Uhr Fort-

ſetzung der Humme'ſchen Auetion.
Brandt.

bei Frau

Gebauerſche Buchdruckerei.

Engliſche Colcheſter- Auſtern
empfing friſch F. Eppner.

T eS Müutzen S
für Herren und Knaben ſehr elegant
und nach den neueſten Fagçons gearbeitet,
empfiehlt unter Zuſicherung der ſolideſten
Preiſe Carl Pötſch,

Brüderſtraße neben dem Kaufmann
Herrn Pintus.

Den Herren Mühlenbeſitzern, denen das
CEircular nicht zugegangen ſein ſollte, zur
Nachricht: daß die Verſammlung der Muüh
lenbeſitzer aus Halle und dem Saalkreis

Sonnabend den 24. Marz
Vormittags 10 Uhr

im Thüringer Bahnhofe ſtattfindet.
Halle, am 21. März 1849.

Frödr. Küſtner,
Kreisdeputirter.

Leihhaus- Auction.
Der gerichtliche Verkauf der verfallenen

Pfänder aus den Monaten October, No
vember, December 1847, und Januar,
Februar, März und April 1848, findet
den 1. Mai d. J. u. folgende Tage Nach
mittags von 2 Uhr an große Klausſtraße
Nr. 872 ſtatt.

Erneuerungen ſind nur bis zum 16.
April zuläſſig.

Halle, d. 23. Februar 1849.
M. Goldſchmidt.

Theater Anzeige.
Die Oper Fra Diavolo iſt mir vom

Herrn Director Bredow Freitag den
23. März zu meiner Benefiz Vorſtellung
bewilligt worden mit der Verſicherung
eines recht genußreichen Abends bittet zu
dieſer Vorſtellung ein hochgeehrtes Publi
kum um recht zahlreichen Beſuch

ergebenſt A. Kuhn,
Mitglied des hieſigen Theaters.

Halle, den 22. März 1849.
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